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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 9. Januar 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, s. Jan. Ein Bülletin des „Moniteur“ meldet, 
Angeſichts widerſprechender Gerüchte halten wir es für ges 
rathen, anzuzeigen, daß die letzten Nachrichten aus Amerika 
nur vom 26. Dezember ſein können, daß aber bis dahin keine 
Autwort auf die Mittheilung Lyons ertheilt war. 

Turin, 8. Jan. Es iſt unrichtig, daß das Miniſterium 
wegen ſeines Rücktritts in Berathung getreten ſei. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Berliner Börſe vom 8. Jan., Nachm. 2 Uhr. (Angekommen 3 Uhr 

15 Minuten.) Stagts⸗Schuldſcheine 89%. Prämien⸗Anleihe 118%. Neueſte 
Anleihe 107%, Schleſiſcher Bank⸗Verein 87. Oberſchleſiſche litt. A. 126. 
Oberſchleſ. Litt. B. 113 B. Freiburger 113. Wilhelmsbahn 34. Neiſſe⸗ 
Brieger 50%, Tarnowitzer 33. Wien 2 Monate 70%. Oeſterr. Credit⸗ 
Aktien 63%. Oeſt. National⸗Anleibe 58. Oeſterr. Lotterie⸗Anleibe 58 J B. 
Deſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 13176. Oeſt. Banknoten 71% B. Darm⸗ 
tädter 76%. Commandit⸗Antheile 86%. Köln⸗Minden 155. Rheiniſche 
ktien 89. Poſener Provinzial⸗Bank 89%, Mainz: Ludwigshafen 111%. 


— Eiſenbahnen beliebt. f 5 
Wien, 8. Jan., Mittags 12 Uhr 30 Min. Credit⸗Aktien 178. 70. 


National⸗Anleibe 82, — London 141. —. 

Berlin, 8. Jan. Roggen: beſſer. Jan. 52%, er 52%, 
1 — an 52, April⸗Mai 51%. — Spiritus: höher. Jan. 18%, 
Jan.⸗Febr. 18%, Febr.⸗März 18%, April⸗Mai 19. — Rüböl: unverän⸗ 
dert. Jan. 12 ½, Frühjahr 12%. 


Zum deutſch dänischen Conflict. 

Die „H. N.“ bringen jetzt den Wortlaut der Depeſche, welche Herr 
Hall an die däniſchen Geſandten in Berlin und Wien unterm 26. Dez. 
v. J. erlaſſen hat. 

Nachdem Herr Hall im Eingange ſeine ſchmerzliche Täuſchung über 
den Inhalt der Depeſche des Herrn v. Balan vom 10. Dez. zu er⸗ 
kennen gegeben, entwickelt er ſeine Anſichten folgendermaßen: 155 

„Zuvörderſt muß ich dem Vorwurf entgegentreten, welchen der königlich 
preuß. Herr Miniſter an uns richten zu können gemeint hat, als hätten wir 
freiwillig und nicht vielmehr durch die Umftände und durch das Vorgehen 
des deutſchen Bundes gedrungen, darauf verzichtet, mittelſt der gegenwärtigen 
Verhandlungen, eine definitive Ordnung der verfaſſungsmäßigen Stellung des 
Herzogthums Holſtein zu erzielen. Es möge hier genügen, daran zu erinnern, 
wie die königl. Regierung, welche hoffen mußte, in der ſeit Jahren in Kraft 
getretenen gemeinſchaftlichen Verfaſſung der Monarchie eine dem Programm 
von 1852 entſprechende definitive Ordnung unſerer Verfaſſungsverhältniſſe 
erlangt zu haben, nachdem dieſe Hoffnung durch das Einſchreiten des deut⸗ 
ſchen Bundes geſtört war, zu wiederholtenmalen. wenn auch ſtets vergeblich, 
ſich bemüht hat, ein neues Definitivum durch Vereinbarung mit den holſtei⸗ 
niſchen Ständen zu erreichen. Es waren aber dieſe Stände, welche zuerſt 
ausſprachen, „wie ſehr man auch von allen Seiten bemüht ſein möchte, eine 
befriedigende definitive Ordnung der gegenſeitigen Verhältniſſe der der däni⸗ 
ſchen Monarchie angehörigen Lande herbeizuführen, doch vorausſichtlich eine 
längere Zeit hingehen werde, ehe das gewünſchte Ziel erreicht werden könnte“, 
und daher auf eine proyiſoriſche Ordnung antrugen, durch welche ihnen in 
demſelben Maße wie dem Reichsrathe geſetzgebende Gewalt in den gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten beigelegt werden ſollte. Dieſer Anſicht trat der 
deutſche Bund bei. In der Vorausſicht, „daß auch, wenn der beſte Wille 
von allen Seiten vorhanden ſei, doch noch eine längere Zeit vergehen werde, 
bis eine auf gegenſeitiges Einverſtändniß gegründete definitive Regelung der 
Verfaſſungsverhältniſſe Holſteins an ſich und zu den übrigen Theilen der 
Monarchie zu Stande komme“, bat der Bund ſich bemüht, das von den hol⸗ 
ſteiniſchen Ständen gewünſchte Proviſorium ins Leben zu rufen. Wiewohl 
dieſe Anſprüche jeder rechtlichen Begründung entbehrten, hat der Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 8. März 1860 dieſelben als maßgebend für die Zukunft erklärt 
und durch den ſpäteren Beſchluß vom 7. Februar d. J. ſind dieſelben in 
doppelter Weiſe geſchärft worden, indem ihnen rückwirkende Kraft beigelegt 
und deren förmliche Anerkennung durch die königl. Regierung unter Andro⸗ 
bung der Execution gefordert wurde. Wenn wir dieſen Anforderungen ges 
genüber unſere Beſtrebungen darauf haben beſchränken müſſen, den Streit 
mit dem deutſchen Bunde durch ein Eingehen auf das Proviſorium zu be⸗ 
ſeitigen, indem wir jede weitere Entwickelung einer künftigen Vereinbarung 
mit den Ständen vorbehielten — wenn wir zu dieſem Ende nur darum 
ernſtlich bemüht find, uns über eine Auslegung dieſer Bundesbeſchlüſſe mit 
dem Bunde zu verſtändigen, die den Gang der geregelten Verwaltung mög⸗ 
lich machen könnte, und, um die dazu nötbige Zeit zu gewinnen, bedingungs⸗ 
weiſe und für einen im Voraus beſchränkten Zeitraum denſelben auf eine 
über die Abſichten des Bundes unzweifelhaft hinausgehende Weiſe vorläufig 
ſchon entſprochen haben, jo konnten wir wahrlich nicht darauf gefaßt fein, 
daß man uns vorwerfen könne, unerwartet und freiwillig darauf verzichtet 
zu haben, und ſtreitigen Frage erſchöpfend und endgiltig zu ordnen. Es kann 
nicht meine Abſicht ſein, hier die erwähnten Bundesbeſchlüſſe und deren Ver⸗ 
pältniß zur Bundesacte zu discutiren: ich habe nur durch Herſtellung des 
wahren Thatbeſtandes conſtatiren wollen, daß die Frage, ſo wie ſie vorliegt, 
nicht von uns, ſondern vom deutſchen Bunde geſtellt iſt. Wenn wir übri⸗ 
gens gegen dieſe FJormulirung der Frage keine Einwendung erhoben haben, 
ſo geſchah das nicht nur, weil es auch uns einleuchtet, daß Vieles der künf⸗ 
tigen Entwickelung vorbehalten bleiben müßte, ſondern zugleich weil wir ſo 
Lange wie möglich die Hoffnung feſthalten wollten, daß wenn dieſe fernere 
Entwickelung einer Vereinbarung mit den Ständen überwieſen würde, bei 
einer ruhigen Geſtaltung der Verhältniſſe die wahren Geſinnungen und In⸗ 
texeſſen der Holſteiner einen näheren Anſchluß an die übrigen Theile der 

onarchie herbeiführen würden. Die Aufgabe der gegenwärtigen Ver⸗ 
handlungen, die innerhalb einer gegebenen, ohne unſer Verſchulden lei⸗ 
der wenig benutzten Zeitfriſt beendigt ſein müſſen, iſt ſomit die vor⸗ 
läufige Löſung der Frage, auf welche Weiſe dem Bundesbeſchluſſe 
vom 8. März 1860 Genüge geſchehen könne. Es hat uns daher nicht wenig 
überraſchen müſſen, ein jedes Eingehen auf dieſe Frage beſeitigt zu ſehen 
durch die Vorfrage, in welchem Verhältniſſe die in meiner Depeſche vom 
26. Oktober näher entwickelte Ordnung der holſteiniſchen Verfaſſungs⸗Ange⸗ 
legenheiten zu den in der Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 ausge⸗ 
ſprochenen Abſichten ſtehe; denn das iſt in der That nichts anderes, als die 
rage, wie der Bundesbeſchluß vom 8. März ſich damit vereinbaren laſſe. 
iewohl es nun ſicherlich nicht der königlichen Regierung obliegen kann, 
dieſe Frage zu erörtern, habe ich doch keine Veranlaſſung, einer Unterſuchung 
auszuweichen, deren Berührung ich bisher nur deshalb vermieden habe, um 
nicht durch nutzloſe Betrachtungen und fruchtloſe Beſchwerden über das Ge⸗ 
ſchehene dem praktiſchen Ziele der Verhandlung — einer freundſchaftlichen 
erſtändigung — zu ſchaden. Auch hier werden indeß einige kurze Andeu⸗ 
tungen hinreichen, um die wahre Sachlage aufzuklären. — Als der deutſche 
Bund durch ſeinen Beſchluß vom 29. Juli 1852 „die Beſtimmungen der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1852, ſo weit dieſelben die Angelegenheiten 
der Herzogtbümer Holſtein und Lauenburg betrafen, auch nach der Lage der 
ache der verfaſſungsmäßigen Prüfung und dem Beſchluſſe des deutſchen 
Bundes unterlagen, als den Geſetzen und Rechten des Bundes entſprechend“ 
anerkannte, war es von beiden Seiten ausdrücklich vorausgeſetzt, daß der 
Bund fein Verhältniß zu den Herzogthümern nicht zu einer, unberechtigten 
Einmiſchung in die Regierung des unabhängigen däniſchen Grſenmtdeates 
benutzen dürfe. In der Anlage 2 der diesſeitigen Depeſche vom 6. Dezem⸗ 
ber 1851 heißt es, daß Se. Majeſtät ſich nicht verbehlen könnten, daß die 
Möglichkeit einer ſolchen gemeinſchaftlichen Verfaſſung und überhaupt der 
erwaltung Allerhöchſtibrer Staaten als einer geſammten Monarchie nur 
dadurch gegeben ſein wird, daß den Verpflichtungen, welche der König als 
Mitglied des deutſchen Bundes übernommen hat, keine weitere Ausdehnung 
egeben, auch Allerhöchſtdeſſen Souveränetät über feine beiden deutſchen 
erzogthümer nicht mehr begrenzt und beſchränkt werde, als die jetzt beſte⸗ 
de, von dem König von Dänemark angenommene Bundesgeſetzgebung es 
erheiſcht, und die Antwort hierauf lautete dahin, daß „jede künftige mög⸗ 
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licherweiſe entſtehende weitere Irrung zwiſchen Dänemark und dem Bunde 
wieder ausſchließlich innerhalb der Frage der grundgeſetzlichen Competenz 
des Bundes ſich bewegen wird (ſ. Depeſche vom 26. Dezbr. 1851 et. Anlage 
Nr. 2). — Es iſt rückſichtlich dieſer grundgeſetzlichen Competenz, daß die kgl. 
preußiſche Regierung neuerdings wieder ausgeſprochen hat, daß es in dem 
urſprünglichen Charakter des Bundes nicht weniger als in dem wohlverſtan⸗ 
denen Intereſſe deſſelben liege, „ſeine Thätigkeit in feinen Beziehungen zu 
den inneren Verhältniſſen der Per Staaten und insbeſondere zu deren 
Verfaſſungen auf das genaueſte Maß zu beſchränken.“ Wenn aber das preu⸗ 
ßiſche Circular vom 6. Juni v. J. dieſe enge Begrenzung des Rechtes des 
Bundes zu einer Einmiſchung in die Verfaſſungs⸗Angelegenheiten rein deut⸗ 
ſcher Staaten als in den Akten und der allgemein völkerrechtlichen Natur 
des Bundes begründet gefunden hat, ſo hätte man wohl um ſo mehr zu der 
Erwartung berechtigt ſein müſſen, dieſelben Regeln einem Bundeslande ge⸗ 
genüber beobachtet zu ſehen, welches ſich wie Holſtein in einer anerkannten 
verfaſſungsmäßigen Verbindung mit einem nicht zu Deutſchland gehörenden 
Staate befindet. — Leider hat der deutſche Bund dieſe allſeitige Voraus⸗ 
ſetzung bei Weitem nicht in ſeiner Beziehung zu uns erfüllt. Schon von 
1854 an hatte die gemeinſchaftliche Verfaſſung in ihren Grundzügen beſtan⸗ 
den und das Stillſchweigen der Bundesverſammlung konnte nur als eine 
Anerkennung der Uebereinſtimmung derſelben mit den in 1852 kundgegebe⸗ 
nen Intentionen aufgefaßt werden. Nichtsdeſtoweniger und obgleich der 
Bundesverſammlung weder in einer Eingabe der holſteiniſchen Stände noch 
in der Uebernahme einer beſonderen Garantie eine formelle Berechtigung 
zum Einſchreiten erwachſen war, hat dieſelbe dennoch ſeit 1858 ihre Beſtre⸗ 
bungen darauf gerichtet, Schritt für Schritt das Herzogthum Holſtein aus 
deſſen auf die e vom 28. Januar 1852 bajirten conſtitutio⸗ 
nellen Verbindung mit der Monarchie hinauszuzwingen. Und als dieſe 
Verbindung endlich aufgelöſt war, iſt der Bund deren Wiederherſtellung 
hindernd in den Weg getreten, theils dadurch, „daß er dieſelbe, im Wider⸗ 
ſpruch mit der Bekanntmachung vom 28. Januar 1852, von der Zuſtimmung 
der holſteiniſchen Stände abhängig machte, obſchon dieſe jedenfalls höchſtens 
eine blos rathgebende Mitwirkung in Anſpruch hatte nehmen können, 
wie ſolches auch von der Bundesverſammlung ſelbſt annoch im Jahre 
1858 unzweideutig anerkannt wurde —, theils dadurch, daß den Aus⸗ 
drücken eee der Selbſtſtändigkeit“, deren beſtimmter Defini⸗ 
rung man ſich immer ſorgfältig enthielt, dennoch ein Sinn beigelegt wurde, 
der (wie es nur mit allzuvielem Rechte in der preußiſchen Deputirtenkam⸗ 
mer in 1860 hervorgehoben iſt) mit der Exiſtenz eines Geſammtſtaates un⸗ 
vereinbar iſt. Nunmehr verlangt endlich der Bund, daß den holſteini⸗ 
ſchen Ständen in demſelben Umfang wie dem Reichsrath eine Ge⸗ 
Icbpebunges und Bewilligungsbefugniß beigelegt werden ſolle, die nach der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 in der beſtimmteſten Weiſe außer⸗ 
halb des Wirkungskreiſes der Ständeverſammlung gehalten waren, 
um der gemeinſamen repräſentativen Verſammlung reſervirt zu fein. 
Und dieſe ganze, die vier letzten Jahre hindurch ſtets weitergehende 
Einmiſchung des Bundes iſt fortwährend von der Androhung der 
Exekution begleitet geweſen, welche, als gegen den Landesherrn gerichtet, 
ohne Beiſpiel in der Geſchichte des Bundes ſein würde, wie ſie auch ohne 
Gewähr in deſſen Geſetzgebung iſt. — Schritt für Schritt hat die königl. 
Regierung durch eine ſichere Ausſicht auf die Exekution mit deren unbere⸗ 
chenbaren Folgen ſich gezwungen geſehen, von der durch die Bekanntmachung 
vom 28. Jan. 1852 bezweckten und durch Bundesbeſchluß vom 29. Juli 
deſſelben Jahres gutgeheißenen Stellung des Herzogthums in der Monar⸗ 
chie zurückzuweichen. Und wenn die königl. Regierung jetzt, belehrt durch 
fünfjährige bittere Erfahrung zur Zeit von dem reſultatloſen Verſuche ab⸗ 
ſtehe, die Vorausſetzungen von 1852 vollſtändig in der damals beabſichtig⸗ 
ten Weiſe durchzuführen und aufs Neue mit einer Exekutution bedroht, ſich 
bereit erklärt, auch den zuletzt aufgeſtellten Forderungen des Bundes dadurch 
zu willfahren, daß den bolſteiniſchen Ständen eine auch hinſichtlich der all⸗ 
gemeinen Angelegenheit der Monarchie ſelbſtſtändige Stellung zugeſtanden 
und jede Veränderung in dieſer Ordnung von der Zuſtimmung derſelben 
abhängig gemacht werde, ſo hat ſie lediglich ihr Augenmerk noch darauf ge⸗ 
richtet, dieſen Zuſtand ſo zu reguliren, daß nicht jede Regierung unmöglich 
gemacht werde, und unter Aufrechthaltung der Bekanntmachung vom 28. 
Januar 1852, ſo weit die Beſchlüſſe des deutſchen Bundes es geſtatten, 
einen Zuſtand hervorzurufen, welcher den Forderungen des deutſchen Bun⸗ 
des genügend, die fernere Geſtaltung der holſteiniſchen Verfaſſungsangelegen⸗ 
heit einer freien Vereinbarung mit den geſetzmäßigen Vertretern Holſteins 
überweiſt. — Dieſer kurze Rückblick auf den bisherigen hiſtoriſchen Verlauf 
der obſchwebenden Frage wird dem königl. preußiſchen (k. k. öſterr.) Hrn. Mi: 
niſter die gewünſchte Aufklärung gewähren, ſowohl über die definitiven Ab⸗ 
ſichten der kgl. Regierung hinſichtlich der verfaſſungsmäßigen Stellung Hol⸗ 
ſteins in der däniſchen Monarchie, als über deren Verhältniß zu den in der 
Bekanntmachung vom 28. Jan. 1852 darüber ausgeſprochenen Abſichten. 
Namentlich wird er daraus erſehen, daß, wenn die gegenwärtige Lage der 
Dinge unſern Wünſchen und den damals gehegten Erwartungen nur ſehr 
unvollkommen entſpricht, die Verantwortung hierfür nicht auf der däniſchen 
Regierung laſten kann, welcher die jetzt vorliegende Ordnung durch wieder⸗ 
bolte Exekutionsandrohung aufgenöthigt iſt. Auch darf es dabei nicht über: 
ſehen werden, daß nicht nur der deutſche Bund ſich für befugt gehalten hat, 
von der Verpflichtung von 1852 abzuſehen, ſondern daß auch die allgemeine 
Vorausſetzungen der damals beabſichtigten Ordnung ſeitdem weſentlich mo⸗ 
dificirt ſind. Das auf mannichfache Weiſe bekundete Streben nach einer 
mehr einheitlichen Geſtaltung der öffentlichen Rechtsverhältniſſe Deutſchlands, 
dem weder die deutſchen Regierungen noch die Bundesverſammlung fremd 
geblieben, ſind Thatſachen, auf deren Würdigung ich hier nicht eingehen 
werde, die aber ſelbſt aus einem rein deutſchen Geſichtspunkte, auf die Stel⸗ 
lung eines Bundeslandes zu einem nicht zum Bunde gehörigen Reiche noth⸗ 
wendig von großer Bedeutung ſein müſſen. Eben deshalb kann ich bei der 
Bereitwilligkeit der kal. Regierung, dieſer Sachlage in gebührender Weiſe 
Rechnung zu tragen, die Hoffnung nicht aufgeben, daß es trotz aller Irrun⸗ 
gen doch gelingen werde, eine alle berechtigten Forderungen befriedigende 
Löſung zu finden. — Leider hat aber die kgl. preußiſche Regierung ſich nicht 
darauf beſchränkt, den hiſtoriſchen Zuſammenhang und die künftigen Aus: 
ſichten der holſteiniſchen Verfaſſungsfrage in Anregung zu bringen. Dem 
Verſuche, auch die inneren Verhältniſſe des Herzogthums Schleswig in den 
Bereich dieſer Diskuffion zu ziehen, kann ich nicht entſprechen, denn, wenn 
auch Se. Majeſtät unſer allergnädigſter König, Sich mit Rückſicht auf die 
Herzogthümer Holſtein und Lauenburg und wegen deren ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſen zum deutſchen Bunde in vielen der darauf geſtützten Forde⸗ 
rungen hat fügen können, ſo kann Er das nicht mit Rückſicht auf das Her⸗ 
zogthum Schleswig, weil daſſelbe zum deutſchen Bunde nicht gehört und 
Er die ſouveränen Rechte ſeines vom deutſchen Bunde unabhängi⸗ 
gen Reiches zu wahren hat. Zwar können wir es der preußiſchen 
Regierung nicht wehren, aus den Verhandlungen von 1851 und 1852 An⸗ 
laß zu nehmen, ſich über deren Verhältniß zur Stellung Schleswigs auszu⸗ 
ſprechen, und wie wenig Grund wir haben, eine Erörterung dieſer Ardasz 
zu ſcheuen, wird aus dem Schriftwechſel erinnerlich ſein, welcher aus Anlaß 
der preußiſchen Kammerverhandlungen darüber im Jahre 1860 ſtattgehabt 
hat. Aber der jetzt vorliegenden Frage iſt dieſer Gegenſtand gänzlich fremd, 
denn in welcher Weiſe der deutſche Bund ſeine Comptenz mit Rückſicht auf 
Holſtein aufgefaßt hat, ſo hat er doch durchgängig die Anſicht feſtgehalten, 
welche die königl. preußiſche Regiernng — früherer Vorgänge nicht zu ger 
denken — im Namen des Bundes 1851 ausgeſprochen hat, „daß die Ver⸗ 
hältniſſe Schleswigs als eines außerdeutſchen Landes an ſich nicht Gegen⸗ 
ſtand der Erörterung und Verhandlung des deutſchen Bundes ſeien.“ In 
den Bundesbeſchlüſſen, um deren Durchführung es ſich hier auschließlich 
handelt, iſt daher auch des Herzogthums Schleswig mit keinem Worte ge⸗ 
dacht. Wiewohl ich daher nicht die Hand dazu bieten kann, die Löſung der 
ohnehin ſchon hinlänglich verwickelten holfteiniihen Frage durch Einmiſchung 
einer ganz neuen, den bisherigen Verhandlungen ganz fremden Frage zu 
erſchweren, wo nicht unmöglich zu machen, kann ich doch nicht umbin, bei 
dieſer Gelegenheit gegen die unrichtigen Behauptungen, die ſich darüber in 
die Depeſche des Grafen Bernſtorff eingeſchlichen haben, namentlich gegen 
ſolche Aeußerungen als „offenkundige ſyſtematiſche Bekämpfung der deutſchen 
Nationalität“ oder über das noch faktiſche Fortbeſtehen des Reichsrathes für 
Schlechwig beſtimmte Einrede zu machen. Es kann dem Herrn Miniſter 
unmöglich unbekannt ſein, daß ſelbſt eine unparteiiſche Gerechtigkeit und 


wohlwollende Milde nicht gegen ſyſtematiſche Verleumdungen ſchützt, wo 


innerhalb deſſelben Staates verſchiedene Nationalitäten einander gegenüber⸗ 


ſtehen; und was das vollgiltige Fortbeſtehen des Reichsrathes für die zum 
deutſchen Bunde nicht gehörigen Theile der däniſchen Monarchie betrifft, jo 
ſoll ich, ohne näher auf dieſen Punkt einzugeben, auf das vom Bunde mit 
Befriedigung aufgenommene Patent vom 6. November 1858 verweiſen, 
worin daſſelbe beſtimmt ausgeſprochen, wie denn auch in dem Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 8. März 1860 und 7. Februar d. J, in klarer Weiſe vorausge⸗ 
ſetzt iſt. — Je ſchmerzlicher der hier erwähnte Theil der Depeſche des Gra⸗ 
fen Bernſtorff uns hat berühren müſſen, deſto mehr wünſchen wir feſtzuhal⸗ 
ten an ſeinen wiederholten Verſicherungen, ein gedeihliches Reſultat dieſer 
Verhandlungen aufrichtig zu wünſchen. Auf dieſen Wunſch, der ſicherlich 
von allen befreundeten Mächten getheilt wird, gründe ich die Hoffnung, daß, 
nachdem die königl. Regierung durch die dieſſeitige Erklärung vom 29. Juli 
d. 3 dem Willen des deutſchen Bundes vorläufig entgegengekommen ift, 
die fönigl. preußiſche Regierung nicht unterlaſſen werde, unſere Vorſchläge, 
die nur die loyale Erfüllung dieſer Bundesbeſchlüſſe bezwecken, in ernſtliche 
Erwägung zu ziehen. Namentlich dürfen wir uns auch der Erwartung hin⸗ 
geben, daß der deutſche Bund an die holſteiniſchen Stände zu wiederholten⸗ 
malen als an das rechte Forum der Sache hingewieſen habe, nicht wieder⸗ 
um ſeinen Entſchluß von der Zuſtimmung dieſer Stände abhängig machen, 
ſondern ſelbſt erweiſen wird, wie weit unfere Vorſchläge feinen früheren 


Entſchlüſſen entſprechen. (Der Satz ſcheint nicht ganz vollſtändig zum Ab⸗ 


druck gelangt zu ſein, iſt aber in ſeinem Sinne wohl ganz verſtändlich. 
A. d. Red.) Die Bundesverſammlung wird es dabei gewiß nicht unterlaſ⸗ 
ſen, die Anſprüche Holſteins mit ihrer eigenen Geſetzgebung, ſowie mit den 
ſouveränen Rechten des Landesherrn in Einklang zu bringen. Indem ich 
daher mit der wiederholten Bitte an den Hrn. Miniſter des Auswärtigen 
ſchließe, daß er durch ein Eingehen auf die Sache uns in den Stand ſetzen 
wolle, die Punkte näher zu erläutern, welche in unſern Vorſchlägen ihm 
unklar oder zweifelhaft erſchienen, darf ich es nicht unterlaſſen, ihn daran 
zu erinnern, daß der Zuſammentritt des Reichsraths ſo lange vertagt iſt, 
als die Verfaſſung der Regierung ſolches geſtattet, und daß ſomit der Zeit⸗ 
punkt nahe liegt, wo die königliche Regierung ſich in die Nothwendigkeit ver⸗ 
ſetzt finden wird, das Budget für die nächſte Finanzperiode vorzulegen, ſo 
wie es der königl. preußiſchen Regierung bekannt iſt, daß eine Verlängerung 
des gegenwärtigen Proviſoriums über den Ablauf der jetzigen Finanzperiode 
nicht möglich iſt. In dieſer Beziehung darf ich mich auf die Erklärung der 
königl. preußiſchen Regierung berufen, daß es ſelbſtverſtändlich ſern von ihrer 
Abſicht ſei, den Bedingungen einer geordneten Staatsverwaltung oder den 
Rechten des Landesherrn und der übrigen zum deutſchen Bunde nicht gehö⸗ 
renden Landestheile in irgend einer Weiſe zu nahe zu treten. — Ich erſuche 
Ew. Excellenz, dem königl. preußiſchen (k. k. öſterreichiſchen) Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten eine Abſchrift dieſer Depeſche zu übergeben. 
Mit ausgezeichnrter Hochachtung ꝛc. (gez.) C. Hall. 

Mit Recht bemerkt hierzu die „N. Pr. Z.“: „Die Depeſche bringt 
alſo durchaus dasjenige, was wir früher als ihren Inhalt angegeben. 
Die troſtloſe Angelegenheit bleibt wie ſie geweſen. Uebrigens iſt dieſe 
Antwort früher bekannt geworden, als die Depeſche, auf welche ſie 
erwidert, was — wie dieſe Dinge heute nun einmal gehen — doch 
beſſer vermieden würde. 


Berlin, 7. Jan. [Die Fractionen.] Die „Sp. 3.“ ſchreibt: 
Mehrere Thatſachen laſſen nunmehr ſchon nähere Blicke in die Bil⸗ 
dung des Fractionsweſens des nächſten Abgeordnetenhauſes thun. Zu⸗ 
nächſt erhellt aus den von dem Abgeordneten Waldeck ausgegangenen 
Verſammlungen ſeiner politiſchen Freunde, daß derſelbe als Führer einer 
Fraction zu betrachten iſt, in welcher ſelbſtverſtändlich die Grundſätze 
zur Geltung kommen werden, welche derſelbe in ſeinen von uns mit⸗ 
getheilten Candidaturreden vor einigen Wahlmannskörpern Berlins ge— 
halten hat, und auf welche einfach zu verweiſen iſt. In der zuletzt 
bekannt gemachten Einladung, welche außer von Waldeck noch von 
vierzehn andern, hier wohnhaften Abgeordneten unterſchrieben iſt, wird 
das Programm der deutſchen Fortſchrittspartei als die Grundlage der 
Fraction bezeichnet. Der Waldeckſchen Fraction am nächſten ſtehend 
dürfte diejenige ſein, welche auf Veranlaſſung der Abgeordneten Bockum— 
Dolffs, Harkort u. A. ebenfalls in Bildung begriffen iſt, obſchon 
ein Programm oder dem Aehnliches bis jetzt noch nicht in die Oeffent⸗ 
lichkeit gelangt iſt. Als dritte Fraction iſt diejenige zu nennen, welche 
ſich dem Abgeordneten Grabow anzuſchließen im Begriff ſteht. Was 
man über denſelben in Beziehung auf feine frühere parlamentari⸗ 
ſche Wirkſamkeit auch geurtheilt und wie ſehr er auch von der reactios 
nären Regierung ſpäterhin bedroht war, fo war doch unter den Mit: 
gliedern der Nationalverſammlung, mochten dieſelben zu deſſen näheren 
Freunden gehören, oder nicht, nur eine Stimme darüber, daß er ſich 
insbeſondere bei feinem Präſidium jener Verſammlung ſtets von ſtren⸗ 
gen Rechtsgrundſätzen leiten ließ. Es entſpricht nur der Conſequenz 
ſeines politiſchen Charakters, wenn ſeine künftige Wirkſamkeit im Ab⸗ 
geordnetenhauſe als eine Fortſetzung der Stellung betrachtet wird, die 
er in der verfloſſenen Legislaturperiode einnahm. Er gehörte als Mit⸗ 
glied der Fraction Vincke zu denjenigen Abgeordneten, welche ſich als 
die Stütze des Fortſchritts anſahen, wie dieſer von der Regierung ver⸗ 
treten war. Es iſt möglich, ja ſogar wahrſcheinlich, daß ſich die Zahl der 
bisher unbekannt geweſenen Fractionsbildungen nicht auf die drei genann⸗ 
ten beſchränken wird; insbeſondere ſteht noch nicht feſt, welcher und ob über: 
haupt einer derſelben ſich diejenigen Abgeordneten, welche früher der 
Fraction Mathis angehörten und wieder gewählt find, anſchließen wer⸗ 
den; und daſſelbe dürfte vielleicht auch von einigen Elementen aus dem 
öſtlichen Theil der Monarchie gelten. Im Uebrigen bleiben die Frac: 
tionen, wie ſie bisher geweſen ſind. Die katholiſche, oder, wie ſie ſich 
nennt, die Fraction des Centrums, wird auch ferner grundſätzlich und 
perſönlich zuſammenhalten, wie dies erſt kürzlich in einer aus ihrem 
Schooße hervorgegangenen Schrift deutlich und beſtimmt ausgeſprochen 
iſt. Von ſelbſt verſteht ſich ein Gleiches hinſichtlich der polniſchen, ſo 
wie derjenigen Fraction, welche in die Fußſtapfen der Fraction Blancken⸗ 


burg tritt. 
Deutſchland. 

Karlsruhe, 4. Jan. [gut deutſchen Frage.] Die „Karlsruher 
Ztg.“, welche in ihren letzten Leitartikeln gegen die augsb. „Allg. Z.“ in der 
deutſchen Frage polemijirt, bemerkt heute: die augsb. „Allg. Z.“ erweiſt den 
deutſchen Mitkelſtaaten, für welche ſie plaidirt, einen ſchlechten Dienſt, wenn 
ſie dieſelben als unüberſteigliches Hinderniß für Befriedigung des nationalen 
Bedürfniſſes hinſtellt; darüber mag ſie mit ihren Protektoren ſich auseinan⸗ 
derſetzen. Wenn die „Allgemeine“ alle egoiſtiſchen Triebe aufregt zum 
Kampfe für den Partikularismus, ſo werden wir nicht müde werden, in den 
Herzen unſeres Volkes den Glauben an den endlichen Sieg der ſittlicheren 
Beſtrebungen für Begründung einer würdigen, nationalen Exiſtenz aufrecht 
zu erhalten. Und dieſer Glaube wird ſich erfüllen. Ein Volk von 35 Mil⸗ 
lionen, von der geiſtigen Kraft und der ſittlichen Tüchtigkeit, wie das deut⸗ 
ſche, vollbringt, was es in ſeinem Gewiſſen als ſeine Aufgabe erkannt hat, 


nicht abgeſchreckt durch Schwierigkeiten, noch weniger beirrt durch eitle Dro⸗ 
hungen. Nicht die blutigen Waffen des Bürgerkrieges, welchen die erhitzte 
Phantaſie der „Allgemeinen“ als Schreckbild ausmalt und der uns von dem 
erſehnten Ziel nur entfernen würde, ſondern die Erkenntniß der Nothwen⸗ 
digkeit und die imponirende Majeftät eines Volkes, das zum Bewußtſein 
feines höchſten Rechts und feiner heiligſten Pflicht gekommen iſt, ſich ein 


| 
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| 
| 
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Be 


feinen Kräften und feiner Geſchichte entſprechendes Daſein zu ſchaffen, fie 
werden ſogar den Widerwillen der een unblutig überwinden. Mit 
ſolchen Mächten, die im Moment der Entſcheidung in Nichts zerſtieben, mag 
die „Allgemeine“ die Wenigen erſchrecken, welchen ihre Orakel höher gelten, 
rfahrungen der Geſchichte; den Muth unſeres Volkes wird ſie da⸗ 
mit nicht lähmen.“ — Dem Abgeordneten Dähmen, dem Einzigen, der vom 
„großdeutſchen“ Standpunkt aus gegen die Adreſſe an den Großherzog ge⸗ 
ſtimmt hat, iſt ein Mißtrauensvotum ſeiner Wähler mit dem „Dringenden 


Nach 
dem „Fr. J.“ ſteht die Aufhebung der Spielbank in Baden-Baden, 
beziehungsweiſe die Nichtwiedererneuerung des ablaufenden Spielpacht⸗ 
Bereits ſoll die Aufhebung der 
Spielbank im großherzoglichen Staatsminiſterium definitiv beſchloſſen 
Den 
Vertretern der Stadt Baden ſoll durch das daſige großherzogliche 


als die 


Erſuchen“, er möge ſein Mandat niederlegen, zugekommen. 
Baden-Baden, 4. Januar. [Die Spielbanken.) 


vertrages in ziemlich ſicherer Ausſicht. 
worden ſein und den Ständen davon Vorlage gemacht werden. 


Stadtamt hiervon Mittheilung gemacht worden ſein, mit dem Anfügen, 
im Falle die Stadt Baden einſchlägliche Wünſche habe, ſolche der groß: 
herzoglichen Staatsregierung zu äußern. 

Gotha, 6. Jan. [(Handwerkerkongreß.] Die „Gothaiſche 


iſt von den Innungen der verſchiedenſten thüringiſchen Städte überaus zahl⸗ 


reich beſchickt geweſen. Das Reſultat ſeiner langen und lebhaften Berathun⸗ 
gen iſt der Beſchluß, daß die hohen Staatsregierungen Thüringens in einer 
an dieſelben zu richtenden gleichlautenden Petition um Zurückziehung des 
auf dem Prinzip der Gewerbefreiheit baſirten thüringiſchen Gewerbegeſetz⸗ 
entwurfs wenigſtens auf fo lange, als nicht die königl. preußiſche Staats⸗ 
Regierung mit einem ſolchen Entwurf vorgehe, und zugleich darum erſucht 
werden ſollen, zur Mitberathung eines neuen für Thüringen giltigen Ge⸗ 


werbegeſetzes dem thüringiſchen Geſammthandwerkerſtand die Wahl von De⸗ 


putirten zu geſtatten.“ 

Kaſſel, 6. Januar. [Die Verfaſſungsfeier. — Berich— 
tigung. — Miniſterberathungen. — Poſtdebits-Entzie⸗ 
hung.] Die Feier des Verfaſſungstags iſt ungeſtört geblieben. Mehr 
als 300 Perſonen, darunter namentlich die verfaſſungstreuen Abgeord— 
neten der zweiten Kammer, waren im Saale des Stadthauſes ver— 
ſammelt, um das Gedächtniß an die Stunde, wo die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 5. Januar 1831 dem Lande verliehen wurde, in wür— 
diger Weiſe zu erneuern und neuen Muth im Kampfe für die Zukunft 
zu ſammeln. Im Saale waren die Büſten des hochſeligen Kurfürſten 
Wilhelm II., des Begründers der Verfaſſuug, und die zweier unſerer 
würdigſten Männer, des verſtorbenen Ober-Bürgermeiſters Schomburg 
dahier und des ebenfalls verſtorbenen Profeſſors Jordan aufgeſtellt. 
Die Toaſte galten der Verfaſſung von 1831, dem einigen Deutſchland, 
den Deputirten der zweiten Kammer u. ſ. w.; dem abweſenden Dr. 
Friedrich Oetker „als Vorkämpfer für Recht und Wahrheit“ wurde 
ein telegraphiſcher Gruß zugerufen. — Meine Mittheilung über die 
Knobelſche Wahl habe ich dahin zu berichtigen, daß Knobel auf Ent— 
ſcheidung der Wahlkommiſſton ſchließlich zur Mitwirkung bei der Depu⸗ 
tirtenwahl doch zugelaſſen iſt, während er ſich bis dahin in den Hän- 
den der Gendarmen befand. — Sonnabend, Sonntag und heute ha— 
ben Staatsminiſterial⸗Sitzungen ſtattgefunden, in denen offenbar das 
der zweiten Kammer gegenüber einzuſchlagende Verfahren berathen 
und beſchloſſen worden iſt; Näheres verlautet noch nicht. Eine 
einfache Entlaſſung, zumal ohne vorgängige Eröffnung des Land- 
tags, würde uns in einen, auch mit der 1860r Verfaſſung nicht 
zu vereinbarenden Zuſtand verſetzen. — Der „Zeit“ iſt der Poſtdebit 
für Kurheſſen entzogen. (A. Pr. 3.) 

Rendsburg, 2. Jan. (Beſcheid auf Beſchwerden.] Das hieſige 
„Wochenblatt“ berichtet: „Nachdem, wie wir in der vorigen Nummer unſe⸗ 
res Blattes mitgetheilt haben, am 24. Dezember in Sachen des „Nordd. 
Grenzboten“ an das Finanz⸗Miniſterium für Holſtein und Lauenburg er⸗ 
neuerte Beſchwerden abgeſandt ſind, iſt nunmehr ein vom 31. Dezbr. v. J. 
datirtes Schreiben des General⸗Poſt⸗Direktorats hier eingetroffen, worin den 
altſtädter Abonnenten des genannten Blattes auf deren Eingabe vom zten 
November mitgetheilt wird, daß nach der vom Finanz⸗Miniſterium in die⸗ 


ſer Beziehung abgegebenen Reſolution bei dem Poſt⸗Comtoir in Rendsburg, 


da daſſelbe ein ſchleswigſches Poſt⸗Comptoir iſt, auf das erwähnte im Her⸗ 
zogthum Schleswig verbotene Blatt kein Abonnement wird gezeichnet und 
von demſelben auch keine Diſtribution dieſes Blattes in irgend einem Theile 
des dem genannten Poſt⸗Comptoir untergelegten Poſtdiſtriktes wird vorge⸗ 
nommen werden können, ſo wie, daß das rendsburger Poſt⸗Comptoir in⸗ 
ſtruirt und zugleich autoriſirt worden, die von den Abonnenten erlegte Abon⸗ 
nementsbezahlung reſp. Poſtgebühr event. zurückzuerſtatten. Demnach wer⸗ 


tg.“ 
ſchreibt: „Der thüringiſche Handwerkerkongreß, der geſtern hier ſtattfand, 
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den auch die neuwerker Abonnenten gedachte Wochenſchrift hinfort nicht 
mehr mittelſt der Poſt bekommen, und iſt ſomit dieſem Blatte für ganz 
Rendsburg der Poſtdebit entzogen. Wir hoffen, nächſtens im Stande zu 
ſein, die erwähnten neueſten Eingaben an die Miniſterien ihrem Wortlaut 
nach mittheilen zu können. 


Oeſterreich. 


Wien, 6. Jan. [Zur Frage der Bundes reform.] In 
verſchiedenen Verſionen geht die Nachricht durch die Blätter, daß über 
Bundesreform⸗Entwürfe eine Weiſung des Grafen v. Rechberg neuer⸗ 
lich an die k. k. Geſandten bei den deutſchen Höfen erlaſſen worden, 
zugleich auch in welcher Tendenz dieſelbe abgefaßt ſei. Wir können 
verſichern, daß ein ſolcher Circular-Erlaß des öͤſterreichiſchen Miniſte⸗ 
riums des Auswärtigen gar nicht exiſtirt. (Donauztg.) 

* Wien, 7. Januar. Die „Wiener Zeitung“ erklärt heute be⸗ 
züglich der Mittheilungen, welche fie ſelber über dte preußiſchen Zoll 
verhandlungen gebracht, und der Polemik, welche das berliner offiziöfe 
Blatt daran geknüpft: „Die Sprache der „Allgemeinen Preuß. Ztg.“ 
ift fo gereizt, daß wir uns, um einer weiteren Verbitterung auszu⸗ 
weichen, gern enthalten, auf die von ihr berührte Controverſe für jetzt 
einzugehen.“ 85 

Verona, 3. Jan. [Anweſenheit des Kaiſers.] Geſtern 
iſt Se. Maj. der Kaiſer von Venedig wieder hier eingetroffen und in 
der Station Porta nuova vom Statthalter Ritter v. Toggenburg, dem 
Armee⸗Commandanten Ritter v. Benedek und den Spitzen der Behör- 
den ehrfurchtsvoll empfangen und begrüßt worden. — Se. Majeftät 
begab ſich ſogleich, gefolgt von einer ſehr zahlreichen Suite — wor⸗ 
unter die Erzherzoge Albrecht, Ernſt, Leopold, der Feldmarſchall⸗Lieut. 
Prinz von Heſſen, der Feldmarſchall Graf Nugent und einige auslän⸗ 
diſche Offiziere — nach dem nahen Marsfelde, wo eine Revue der 
en parade ausgerückten Truppen der Garniſon und Umgebung ſtatt⸗ 
fand. Während der Defilirung führte Erzherzog Leopold als Oberſt⸗ 
Inhaber ſein Regiment dem Kaiſer vor. Nachmittags erfolgte im kai⸗ 
ſerlichen Palais die Vorſtellung der nicht mit der Truppe ausgerückten 
Oſſtziere und Militärbeamten, dann der Civilbehörden. Abends erſchien 
Se. Majeſtät in dem feſtlich beleuchteten Teatro nuovo, und wurde 
beim Eintritt in die Hofloge mit ſtürmiſchem Evviva und der vom 
Orcheſter abgeſpielten Volkshymne begrüßt. Die Zuſchauerräume des 
Theaters waren überfüllt und durch die eleganten Damentoiletten war 
das Theater ein ſehr glänzendes. 


4. Jan. [Der Kaiſer bei der Heeresſchau.] Der Enthuſtas⸗ 
mus, mit welchem Se. M. der Kaiſer bei der vorgeſtrigen Revue von 
den ausgerückten Truppen empfangen wurde, liefert den beſten Beweis, 
daß die hiſtoriſche Treue und Anhänglichkeit des öſterreichiſchen Soldaten 
an das angeſtammte Herrſcherhaus durch keinerlei Verhältniſſe, durch 
kein Mißgeſchick geſchwächt werden kann. r 

Nachdem der Kaiſer an das vorgerufene Ofſtziereorps der en pa- 
rade ausgerückten Truppen einige Worte der a. h. Gnade und Aner— 
kennung gerichtet, und dieſe durch den Armee-Commandanten FZM. 
Ritter v. Benedek mit einer kurzen, tiefgefühlten Rede erwidert wurde, 
überſchritt die Begeiſterung die gewöhnlichen ſtarren Formen reglements⸗ 
mäßiger Haltung, und ſämmtliche Offiziere brachen in begeiſterte Hoch⸗ 
rufe auf Se. Majfeſtät aus, worauf auch die Mannſchaft auf eine Art 
einſtimmte, daß dieſes zu einer wahrhaft großartigen Kundgebung der 
Liebe und Ergebung für den a. h. Kriegsherrn wurde. Se. Majeftät 
war auch ſichtlich von dieſer impoſanten Kundgebung gerührt. 

Heute Früh wohnte der Kaiſer im verſchanzten Lager einem großen 
Feldmanöver bei. Nachmittags 2 Uhr beſichtigte der Kaiſer das Arſe⸗ 
nal und das Militär⸗Hoſpital. Heute Abends 8 Uhr erfolgt die Ab- 
reiſe Sr. Majeſtät nach Venedig, am Dinstag, den 7., wird jedoch 
der Kaiſer wieder hier eintreffen und bis zum 10. Früh verweilen, fo: 
dann ſich nach Mantua begeben, und am 10. Abends von dieſer Stadt 
direkt nach Venedig reiſen. 

Das Benehmen der hieſigen Bevölkerung war während dieſer zwei 
Tage ſehr anſtändig, und das Abbrennen von zwei Petarden in ent— 
legenen Gaſſen, welches während der verfloſſenen Nacht um 12 Uhr 
erfolgte, iſt gänzlich ohne Bedeutung. (O. 3.) 


Frankreich. 

Paris, 5. Jan. [Intervention bei den Wahlen.] Der 
freimüthige „Temps“ ſpricht ſich heute über das von der Regierung 
beanſpruchte Recht, bei den Wahlen zu interveniren, mit den Worten 
aus: „Die Intervention der Regierung bei den Wahlen erſcheint uns 
gleichſam wie ein Kriegszuſtand zwiſchen der Regierung und dem Lande; 
wie ein Kampf, in welchem die Behörde für ihre eigene Erhaltung 
genöthigt wäre, energiſch ihre Partei zu ergreifen. Dieſe Intervention 
iſt der Strenge nach in der ſogenannten ſtreitigen Periode einer Ge: 
walt, wo ſie noch für ihre Exiſtenz zu kämpfen hat, begreiflich; aber 
fie ſcheint wenig vereinbar mit einer geſetzlichen und geſicherten Orb: 
nung der Dinge.“ 

Niederlande. 

Graveuhaag, 5. Januar. [Kriſis.] Der „K. Ztg.“ wird 
geſchrieben: Die erſte Kammer hat bereits am 2ten d. Mts. zehn 
Hauptſtücke des Budgets einſtimmig angenommen, über das elfte aber, 
das der Kolonien, zwei Tage berathen und auch dieſes mit bedeuten⸗ 
der Majorität gutgeheißen, ſich ſomit für die liberale Politik des Ko⸗ 
lonialminiſters Laudon erklärt. Man erwartet, daß das Kabinet in 
ſeiner gegenwärtigen Zuſammenſetzung entlaſſen werden wird. Ein 
Vorſchlag des Miniſters des Innern, die zweite Kammer aufzulöfen, 
ſoll vom Miniſterrath einhellig abgewieſen worden ſein. Die beiden 
Kammern haben ſich bis auf Wiedereinberufung vertagt. 

Portugal. 

— Eine Correſpondenz der „Times“ aus Liſſabon, die bis zum 
29. Dez. reicht, giebt Nachrichten über die unruhigen Vorfälle, deren 
telegraphiſche Depeſchen erwähnt haben. Die Krankheit des Prinzen 
Johann hatte die Wirkung, daß ſich der Verdacht von Vergiſtung, der 
nach dem Tode des Königs Dom Pedro V. und Infanten Fernando 
auftauchte, lebhaft erneuerte, und am Weihnachtstage ſteigerte ſich die 
Aufregung dermaßen, daß auf Veranſtaltung der patriotiſchen Gefell- 
ſchaft eine große öffentliche Verſammlung ſtattfand und der Gemeinde⸗ 
rath dem Könige eine Petition überreichte, um ihn zu bewegen, den 
verhängnißvollen Palaſt das Neceffidades mit feinem Vater zu ver⸗ 
laſſen und ſich nach dem ſechs Meilen ſtromabwärts gelegenen Schloſſe 
von Caxias zu begeben. Der König ſowohl wie ſein Vater befinden 
ſich übrigens wohl, wenn auch tief gebeugt. Vor ihrer Abreiſe erſchie⸗ 
nen ſie auf dem Balcone des Palaſtes, um dem Volke für die Theil⸗ 
nahme zu danken. Die Menge wollte in ihrem blinden und, wie der 
Correſpondent glaubt, ganz grundloſen Verdacht, daß der König alle 
ſeine Miniſter, Kammerherrn und Palaſtbeamte entließe; der Graf 
Ponte wurde mißhandelt und wäre ohne Dazwiſchenkunft der Wache 
getödtet worden. Am Abend des Weihnachtstages griff der Pöbel das 
Schatzamt an, wo der Premier und die Miniſter der Juſtiz und des 
Schatzes eine Beſprechung hielten; ſie entgingen der Volkswuth nur 
durch ſchleunige Flucht durch eine Hinterthür des Gebäudes; ferner 
wurden die Wohnungen des Marquis de Souls und des Grafen Tho— 
mar angegriffen, bis endlich die Truppen, die Straßen ſäuberten. 
Eigentlich politiſche Motive lagen bei dieſen Unruhen, nach Anſicht 
des Schreibers, nicht zu Grunde, ſondern lediglich die Furcht, daß die 
ganze königliche Familie durch Gift beſeitigt werden ſollte, und zwar 
ſchreibt man den Anhängern und Beſchützern der barmherzigen Schwe⸗ 
ſtern ſolche Pläne zu. 

Aus Liſſabon 5. Januar, 9 Uhr Vormittags, liegt uns ein Tele⸗ 


Königs ꝛc. ꝛc. dementirt. Se. Majeſtät befindet ſich ſehr wohl und 
der Infant Dom Auguſto beſſer. (W. 3.) 


Nuſ lan d. 


St. Petersburg, 2. Jan. [Das tauſendjährige Ruß⸗ 
land. — Großes Monument in Nowgorod.] Noch wenige 
Tage, und auch wir haben ein ereignißreiches Jahr hinter uns, um 
vielleicht in ein noch ereignißreicheres einzutreten! So wenig wir von 
den Dingen wiſſen, die es uns bringen wird, Eines muß kommen, im 
Auguſt die Feier des Milenniums ſeit dem Beſtehen eines ruſſiſchen 
Reiches, zu welcher in Nowgorod ein grandioſes Monument enthüllt 
werden ſoll, an deſſen Vollendung rüſtig und mit reichen Mitteln ge⸗ 


Neue Romane. 

Aus der Fülle neuer Erſcheinuugen, welche dem Gebiete der Un— 
terhaltungsliteratur angehören, wollen wir zunächſt diejenigen heraus⸗ 
greifen, die von Schleſien aus den Weg zum deutſchen Leſepublikum 
angetreten haben. 

Der bereits im Feuilleton der „Kölniſchen Zeitung“ abgedruckte 
Roman von Guſtav vom Ste: „Herz und Welt“ (3 Bände 
Breslau, Eduard Trewendt) iſt jedenfalls die beſte Produktion dieſes 
Autors und wird gewiß in weiteſten Kreiſen verdientes Glück machen. 
Freytag's „Soll und Haben“ ſucht das deutſche Volk bei feiner Ar— 
beit im „Comtoir“, der neue Roman Guſtav's vom See ſucht es bei 
ſeiner Arbeit im „Büreau.“ Er ſpielt in den Kreiſen der Büreau— 
kratie und erhellt, wie kein anderer, die eigenthümlichen Verhältniſſe 
des Beamtenſtandes ohne aufdringliche Tendenz, in lebendiger und 
ſpannender Darſtellung. Bei der ausnehmenden Bedeutung des Be— 
amtenſtandes in unſerem modernen Staatsleben muß ein Gemälde, 
deſſen Hauptmotive ſeinen Lebenskreiſen entnommen ſind, ſchon an und 
für ſich das allgemeinſte Intereſſe feſſeln. 

Wir werden in das Büreau der Subalternen, wie in das Seſſions— 
zimmer und an den grünen Tiſch der Räthe geführt, wir wohnen den 
Verhandlungen der Sitzung bei, wie den Geſprächen in den Theege— 
ſellſchaften des Präſidenten; wir begleiten die Räthe und Aſſeſſoren auf 
ihren geſchäftlichen Sendungen — und doch werden wir nirgends 


durch einen trockenen Geſchäftston abgeſchreckt; nirgends wird der Fort: in 
gang der Handlung durch Schilderungen und Betrachtungen gehemmt, Ausſchreitungen zu 


welche ihm fremd ſind, ſondern das Gemälde büreaukratiſchen Lebens 
tritt gerade in den Haupteffekten der Erzählung ſelbſt am ſchlagend— 
ſten hervor. 

Die ſtudentiſche Rheinidylle des erſten Bandes iſt mit großer Friſche, 
Natürlichkeit und jovialem Humor ausgeführt. Wir leben uns augen⸗ 
blicklich mit dieſen Helden ein und verfolgen von Haufe aus ihr 
Schickſal mit lebhaftem Antheile. Unſeren ſogenannten realiſtiſchen 
Romanen iſt die ideale Friſche fremd, welche das akademiſche Leben 
ſchon von ſelbſt mit ſich bringt. Es enthält einen nie verſiegenden 
Quell von Poeſte, welcher Geiſt und Herz erquickt! Guſtav vom See 
verſtand es, aus dieſer Quelle zu ſchopfen; ein geſunder echt deutſcher 
Ton belebt von Anfang an ſeine Darſtellung; die akademiſchen Freund⸗ 
ſchaften, die er ſchildert und die durch das Leben und durch den Ro— 
man hindurchgehen, haben Nichts von Jean Paul'ſcher Ueberſchwäng⸗ 
lichkeit; aber doch einen Zug des Gemüthes und eine Wärme, wie ſie 
außerhalb der akademiſchen Welt unter den Firmagenoſſen und Aktien⸗ 
vereinlern zu den Seltenheiten gehören. Die Freundſchaft zwiſchen dem 
feurigen Corbach und dem ſanfteren Hilden zieht ſich wie ein rother 
Faden durch den Roman. Ebenſo anmuthig iſt die Jugendfreundſchaft 
zwiſchen Victorine, der Tochter des alten Majors, und ſeinem Pflege— 
kind Ellinor geſchildert. Ueber allen dieſen Scenen ſchwebt ein früh: 


lingsartiger Duft; es ſind Jugendbilder, eingerahmt von der ſchönen 


Landſchaft der Rheinlande; es iſt die Lyrik jugendlicher, am Tranke 
der Reben ſich ſtärkender Lebensluſt, der erſten erwachenden Liebe, der 
kühnen Hoffnungen und Plane, eine Lyrik, die auch oft in fliliftifcher 
Hinſicht einen durchaus graziöſen Ausdruck findet. Doch ſind auch im 
erſten Bande ſchon mit Geſchick die ſpäteren Conflicte eingeleitet. Der 
Tod des Majors läßt die Heldinnen in verwaiſter und hifloſer Lage 
zurück. Vietorine begiebt ſich zu entfernten Verwandten nach Schle⸗ 
ſien, nachdem fie mit Hildens Hilfe eine Eingabe an den König ges 
macht und um Aufnahme in ein Fräuleinſtift gebeten; Ellinor zieht 
zu ihrem Vormund, entflieht vor deſſen Zudringlichkeit mit einem wenig 
beſſeren Freunde nach Köln, wo fie, von Allen verlaſſen, ſich von einer 
Reitergeſellſchaft anwerben läßt. 

Der zweite Band führt uns ſcharfgezeichnete Silhouetten aus der 
Beamtenwelt vor, welche, ohne ſteckbriefliche Photographien zu ſein, 
doch auf uns den Eindruck machen, als wären wir ähnlichen Erſchei— 
nungen ſchon in unſerem Leben begegnet. Hilden iſt Regierungsrath, 
Corbach Aſſeſſor geworden; es beginnen die Conflicte zwiſchen „Welt 
und Herz“, zwiſchen Amt und Herz, welche den Grundgedanken des 
Werkes bilden. Man muß ſagen, daß die Erfindung des Autors eine 
ſehr glückliche iſt, daß er uns dieſe Confliete in einer effektvollen und 
ſpannenden Weiſe veranſchaulicht und daß ſie doch dabei aus dem 
Leben gegriffen ſind. Reizend iſt die Begegnung Hilden's mit 
Victorinen erdacht und geſchildert! Der Regierungsrath kommt 
amtlicher Sendung, um im Fräuleinſtift vorgekommene 
unterſuchen. Victorine wird ihm als die 
Schuldige genannt, welche mit einem, im Städtchen lebenden penſto⸗ 
nirten Major verbotene Zuſammenkünfte habe. Als er ſie er— 
blickt, erwacht ſeine alte Neigung in ihm; er glaubt an ihre Unſchuld, 
obwohl ſie jedes Geſtändniß verweigert. Es ſind dies Scenen von 
ebenſovieler Naivetät, wie pſychologiſcher Wahrheit. Wir bleiben lange 
mit der Regierung im Dunkeln über den Zuſammenhang der Ereig⸗ 
niſſe; die endliche Löſung iſt ſehr geſchickt herbeigeführt und die Liebe 
Hilden's zu Victorinen erreicht das erwünſchte Ziel, ohne daß ſie die 
Beamtenlaufbahn des Regierungsraths ftört und unterbricht. 

Ganz anders die Liebe des feurigeren Corbach zu Ellinor. Jener 
Idylle des Stiftes tritt hier eine buntere Lebensromantik entgegen, 
welche allerdings mit der engeren Weltanſicht der bureaukratiſchen Ge— 
ſellſchaft nicht zuſammen beſtehen kann. Ellinor erſcheint im zweiten 
Bande wieder als Geſellſchafterin des Präſidenten, und wir bleiben im 
Ungewiſſen, wie ſie aus dem Circus den Weg zu dieſer Stellung ge— 
funden. Der Präſident zeichnet die fchöne Geſellſchafterin in einer 


dem Präſidenten. Die Präſidentin findet unter der Serviette einen 
Zettel, durch deſſen Inhalt ſie erfährt, daß ihre Geſellſchaftsdame eine 
Kunſtreiterin geweſen ſei und jetzt in einem Liebesverhältniß mit dem 
Aſſeſſor Corbach lebe. Die Benachrichtigung geht von Hohenthal aus. 
Große Aufregung, die noch erhöht wird, als ſich nach aufgehobener 
Mahlzeit Ellinor auf ihr Zimmer zurückzieht, und die Präſidentin von 
einer Magd erfährt, daß ein Mann bei ihr ſei. Die Präſidentin 
ergreift ein Licht, um ſich von der Wahrheit dieſer Mittheilung zu 


überzeugen, und der zweite Band ſchließt effeftooll mit der Enthüllung, 


daß Ellinor ſchon ſeit längerer Zeit Corbach's Gattin iſt. Mit dem 
guten Rechte des Epikers erzählt der Autor im dritten Bande die 
rührende Vorgeſchichte, welche dieſe Enthüllung motivirt, Ellinor's 
Schickſale im Circus, ihre gefährliche Erkrankung, Corbach's rettende 
Liebe und die geheime Ehe des jungen Paares. Doch noch inter⸗ 
eſſanter, weil gewiſſe Kreiſe unſerer Geſellſchaft und ihre engherzigen 
Vorurtheile ſpiegelnd, ſind die Folgen jener Enthüllung, das Naſe⸗ 
rümpfen der „guten Geſellſchaft“ über die ehemalige Kunſtreiterin, die 
Erfahrungen des Ehepaares auf feiner Beſuchstour bei den Collegen 
des Mannes, die guten Rathſchläge des Präſidenten und der Präſiden⸗ 
tin, die wohlwollenden „Maßnahmen“ der vorgeſetzten Behörde, die 
ebenſoviele verhüllte Maßregelungen ſind. Corbach, der auch durch 
ſein glücklich beſtandenes Duell mit Hohenthal dem geſellſchaftlichen 
Gerede neuen Stoff gegeben, ift nicht der Mann dazu, ſich dieſe Nadel: 
ſtiche und Quälereien gefallen zu laſſen; er ſagt ſich von feiner Gar: 
riere, von dem Beamtenthum überhaupt los, gegen das er ſich in 
einer feurigen Philippica ergeht, und übernimmt die Fabrik ſeines Va⸗ 
ters, in deſſen Hauſe ſich die ſchoͤne Ellinor der freundlichſten Aufnahme 
zu erfreuen hat. 

Sehr treffend iſt das Geſchick des ſanfteren Hilden, mit dem des 
wilderen Corbach contraſtirt. Es ſind ähnliche Kämpfe, die dort ein 
friedliches Ende nehmen, hier einen gewaltſamen Bruch herbeiführen. 
In diefen concentriſchen Kreiſen der Handlung, welche denſelben Mittel⸗ 
punkt haben, ſpiegelt ſich auch der gleiche Grundgedanke. Der künſt⸗ 
leriſchen Anlage entſprechend iſt die Durchführung lebendig, friſch, 
graziös und dabei ſchlicht und ohne Schwulſt; treu und treffend, wo 
ſie Bilder aus der Natur und aus der Geſellſchaft vorführt, fein und 
glücklich begründend, wo ſie uns in die Tiefen der inneren Gemüthswelt 
und in jene geheimnißvolle Werkſtatt der Seele begleitet, aus welcher 
die Thaten der Menſchen und ibre Schickſale hervorgehen. 

Ein anderer dreibändiger Roman: „Vier Freunde, von Ludwig 
Roſen“ (Breslau, Eduard Trewendt) hat es ſich zur Aufgabe ges 
macht, das ſehr verſchiedenartige Lebensgeſchick von vier Freunden zu 


— 


gramm vor, welches die traurigen Gerüchte von einer Erkrankung des 


Weiſe aus, daß feine Frau ſogar auf fie eiferſüchtig wird. Corbach ſchildern, die ſich zufällig im Fichtelgebirge begegnen. Jeder hat ein 
iſt inzwiſchen jenem Herrn von Hohenthal begegnet, deſſen zwei- anderes Lebensmotto; der reiche Holländer Vanhulſten das ſtolze Wort: 
deutiges Benehmen die Schuld trug, daß Ellinor vor Zeiten ſich der „ich will“; der vagabondirende Maler Adams: „es ift mir Alles einer: 
Reitergeſellſchaft anſchließen mußte. Die feindliche Begegnung führt lei“; der junge Philologe Bernhard: „ich hoffe“ und der wohlbeleibte 
zu einer Forderung. Am Abend vor dem Duell iſt Geſellſchaft bei! kleinſtädtiſche Kaufmann Schwanhöfer: „ich ſpekulire“. In den ſich 
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arbeitet wird. Man mag ſich darüber ftreiten, ob wirklich von dem 
tauſendjährigen Beſtehen eines ruſſiſchen Reiches nach jetzigen politiſchen 
uſchauungen bei uns die Rede fein kann; denn eine ununterbrochene 
Continuität läßt ſich allerdings weder im Länderbeſtand, noch in den 
ſtaatlichen Formen, oder gar in der Herrſcherfamilie nachweiſen; nichts 
deſto weniger nennt die Geſchichte im Jahre 862 die erſten ruſſiſchen 
Fürſten und einen ausſchließlich ruſſiſchen Kändercompler. Das Mo: 
nument ſcheint nach den Beſchreibungen ein ſehr großartiges werden 
zu ſollen, und offenbar hat man ſich den Gedanken zum Mufter ge: 
nommen, der ſich in Ihrem berliner Monumente für Friedrich den 
Großen ſo ſchön und klar ausſpricht. Wie Ihr König von Allen um⸗ 
geben und getragen wird, die ihm ſeine Zeit machen halfen, ſo ſoll 
das Monument in Nowgorod alle Berühmtheiten im Bilde oder in 
der Erwähnung durch Inſchrift zeigen, die in ſo langer Zeit zur 
Große Rußlands beigetragen. Es wird gewiß ein großartiges Feſt 
werden, wenn auch nicht ſo groß, wie Kaiſer Nicolaus es vor dem 
Krimkriege, alſo auf der höoͤchſten Staffel feines Glückes und feines 
Gelingens, beabſichtigt haben ſoll. Hieß es doch damals, der Kaiſer 
wolle alle Souveräne Europas nach Moskau einladen und einen 
Glanz entwickeln, wie ihn die Welt noch nicht geſehen. Für dergleichen 
bat Alexander II. keine Neigung, die allgemeinen Verhältniſſe in Europa 
ſind auch wohl nicht dazu angethan. Es war ein bewegtes Jahr, 
das jetzt bald vergangene, und es iſt ſo Bedeutungsvolles in ihm ge⸗ 
ſchehen, daß es für alle Zeit ein hervorragendes in unſerer Geſchichte 
leiben wird. Die Publikation der Bauern⸗Emancipation, die Bewe⸗ 
gung in Polen mit ihren weitgreifendenden Bewilligungen, der Beginn 
eines conſtitutionellen Lebens in Finnland, die Studenten⸗Unruhen, die 
Prozeſſe gegen hochverrätheriſche Beſtrebungen, der Verbrauch und 
od ſo vieler bedeutender Perſönlichkeiten, das Hervortreten Anderer, 
die Keime zu ſo vielen, uns noch neuen Verhältniſſen, — in der 
That, es war ein ereignißreiches Jahr. (N. P. 3.) 
Petersburg, 3. Jan. [Potapoff.] Die neueſten Armee⸗ 
Befehle bringen nun die definitive Entbindung des General-Majors 
von der Suite Sr. Majeſtät des Kaiſers, Grafen Schuwaloff I., von 
ſeinem Poſten als Chef des Generalſtabes der Gendarmerie und Vor⸗ 
ſtehers der dritten Abtheilung der kaiſerlichen eigenen Kanzlei, zugleich 
mit einer Verlängerung ſeines Urlaubes in das Ausland, zur vollſtän⸗ 
digen Herſtellung feiner Geſundheit, und die Ernennung des General: 
Majors Potapoff, ebenfalls von der Suite des Kaiſers, zum Nachſol⸗ 
ger des Grafen Schuwaloff, für beide Stellen. General Potapoff, 
einer unſerer jüngſten General-Majore — er wurde es im Auguſt 
1860 — war bis zum Ausbruche der polniſchen Unruhen Ober:Polizei: 
Meiſter von Moskau und Vice-Praſident des dortigen Gefängniß⸗Co⸗ 
mite 's. Von dort wurde er nach Warſchau berufen, um in der ſchwie⸗ 
rigſten Zeit dort die Polizei zu organifiren, wie fie noch jetzt in Wirk: 
ſamkeit iſt, und kam dann in den Generalſtab der Gendarmerie nach 
Petersburg. General Potapoff iſt eine Perſönlichkeit, welche ſich eines 
vorzüglich guten Rufes in der Armee erfreut, und in ſeiner moskauer 
Stellung im beſten Einvernehmen mit den Behörden wie mit der 
Bürgerſchaft geſtanden hat, und man gratulirt ſich allgemein, daß 
gerade er in dieſe eben fo ſchwierige als verantwortliche Stelle gekom⸗ 
men iſt. Allerdings wird er es leichter haben als ſein Vorgänger, 
da die gerichtliche Bebandlung und Aburtheilung von politiſchen und 
Staatsverbrechen neuerdings der dritten Abtheilung abgenommen und 
dem Kriminal⸗Departement des dirigirenden Senates zugewieſen wor: 
den iſt, welches z. B. den Michailoffſchen Prozeß abzuurtheilen gehabt 
bat. Andererſeits wird es genug für ihn zu thun geben, denn unſtrei⸗ 
tig iſt die politiſche Erregung nach den verſchiedenſten Richtungen hin 
m Wachſen, die Ernennung eines ſo erfahrenen und wohlwollenden 
Mannes, wie Generals Potapoff, alſo doppelt erfreulich. Die Mei: 
nung darüber im Publikum iſt eine einſtimmig günſtige. 
[Schließung der Univerſität.] Es liegt jetzt der Wortlaut 
des Berichtes vor, in welchem Graf Putjatin, der gegenwärtige Mi: 
niſter der Volksaufklärung, die Schließung der petersburger Univerſität 
beim Kaiſer beantragt. Der Bericht ſchließt mit folgenden Anträgen: 
1) Die petersburger Univerſität bis zur Beendigung der Durchſicht des 
Univerſitäts⸗Reglements und der allerhöchſten Beſtätigung der Veränderun⸗ 
gen, welche Ew. Majeſtät als nützlich erkannt haben wird, zu ſchließen. 
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2) Die petersburger Univerſität erſt auf den neuen, auf dem durchgeſehenen 
Reglement beruhenden, Grundlagen wieder zu eröffnen. 3) Alle gegenwär⸗ 
tig auf der Univerſität befindlichen Studenten als definitiv entlaſſen zu be⸗ 
trachten und es ihnen freizuſtellen, ſich an die Curatoren der anderen Lehr: 
bezirke mit der Bitte um Aufnahme in die von ibnen verwalteten Univer⸗ 
ſitäten zu wenden. 4) Alle Profeſſoren und anderen im Dienſte der Univer⸗ 
ſitäts⸗Verwaltung ſtehenden Perſonen bis zur Wiedereröffnung der Univerſität 
als außeretatmäßig zu zählen. 5) Bei Wiedereröffnung der Univerſität es 
allen derſelben gegenwärtig angehörigen Perſonen, Profeſſoren ſowohl als 
Studenten, freizuſtellen, unter Autoriſation der nach den neuen Grundſätzen 
einzuſetzenden Behörde wieder in dieſelbe einzutreten u. ſ. w. 

Der Kaiſer hat, wie ſchon telegraphiſch gemeldet, dieſe Anträge 
genehmigt. 

Helſingfors, 26. Dez. [Unruhen] Am 23. Dez. Abends 
fanden hier Straßenaufläufe ſtatt, die Menge lief ſingend und ſchreiend 
durch die Stadt, und zwar, wie man ſagt, aufgeregt durch Perſonen 
aus den gebildeteren Ständen, die damit Demonſtrationen machen woll⸗ 
ten, welche übrigens von der öffentlichen Meinung nicht gebilligt wur⸗ 
den. Es ſind Maßregeln getroffen, daß die Unordnungen ſich nicht 
wiederholen. 


+ * + 
Provinzial - Zeitung. 
Breslau, 8. Januar. [Tagesbericht.] 

— Die koönigl. Regierung hat für das Flußgebiet der Bartſch 
von der ſchleſiſch⸗poſener Provinzialgrenze ab bis zur Einmündung der 
Bartſch in die Oder und folgende Nebenflüſſe derſelben, ſoweit ſie 
der Provinz Schleſien angehören: der Plaue, des polniſchen 
Waſſers, der Medziborer, der Feſtenberger und der ver— 
einigten Brande, der Schätzke, der Krumpach, des firop- 
pener Landgrabens und der Horle nebſt ihren Nebenflüſſen, 
Seiten⸗ und Verbindungsgräben — eine Polizei-Verordnung erlaſſen, 
welche die Schau⸗Bezirke und Schau⸗Kommiſſarien, die Normal-Breite 
und Tiefe der Gewäſſer, die Befundberichte, die Räumung, die Ufer 
und Böſchungen, Brücken, Durchfahrten und Triften, die Stauwerke 
und ſonſtigen Vorfluthshinderniſſe sc. behandelt. Die Verordnung iſt 
in der neueſten Nr. des hieſigen Amtsblattes veröffentlicht. 

Der gegenwärtige erſte Schneefall in dieſem Winter zeigt 
wieder, wie mangelhaft die polizeiliche Verordnung wegen der Reini⸗ 
gung und Beſtreuung des Bürgerſteiges mit Aſche ausgeführt wird. 
Wir erlauben uns, den Herren Hauswirthen einen Vorſchlag zu 
machen, der ihnen vielleicht einleuchtend, dem Publikum aber erſprieß⸗ 
lich wäre, nämlich ſich zu dem Zwecke der Trottoir-Gangbarmachung 
der Packträger bedienen zu wollen, durch welche die Arbeit eben 
ſo pünktlich als gut und preismäßig ausgeführt werden würde. 
([Für die Fröbel'ſchen Kindergärten! zeigt ſich jetzt wieder 
ein ſehr reges Intereſſe, ſeitdem ſich ein Verein edler Frauen gebildet, die 
mit Aufopferung dem Gegenſtande ihre Aufmerkſamkeit widmen. Bereits 
ſind mehrere Kindergärten von ihm geſchaffen, jedoch iſt er noch nicht ſo 
ſtark, um in dem ausgedehnten Sinne zu wirken, wie er es für ſeine Auf⸗ 
gabe hält. Noch füllen ſich die Räume der Kindergärten nur durch Kinder 
bemittelter Eltern, deren Honorar-Zahlung die Koſten des Inſti⸗ 
tuts deckt. Um nun auch der nach menſchlicher Erziehung ver⸗ 
langenden ärmeren Bevölkerung Hilfe zu bringen, will in nächſter Zeit 
der Verein Anſtrengungen machen, um außerordentliche Einnahmen zu er⸗ 
zielen. Dieſe ſollen benutzt werden, um Freiſtellen für Kinder unbemittelter 
Eltern zu gründen. Zu dieſem Zwecke ſoll Sonntag, 12. Januar ein Kon⸗ 
zert ſtattfinden, und mehrere Wochen ſpäter eine Ausitellung und Verlooſung 
von Kindergarten-Arbeiten. Möchte ſolch ſegensreiches Wirken den beſten 
Erfolg haben! Es bedarf wohl blos dieſer Anregung, um zunächſt einen 
recht zahlreichen Beſuch des Konzerts zu erwirken. 


## Die Gemahlin des Herrn Grafen Friedrich zu Stolberg⸗ 


Wernigerode auf Peterswaldau hat im Subhaflationd-Termin. 


am 21. Dez. v. J. die Herrſchaft Gothen mit dem Seebade 
Heringsdorf auf der Inſel Uſedom für 132,000 Thaler erſtanden. 
Man hofft, daß dem ſchönen Badeorte durch die Frau Gräfin eine 
beſſere Zukunft erblühen und dem Uebel der bisher oft ungenügenden 
Badeanſtalten abgeholfen werde. Jedenfalls wird der ſchoͤne Buchen⸗ 
wald erhalten und nicht der Axt verfallen. 

bb. Vorgeitern kam ein Kaufmann und Hausbeſitzer auf der Nikolai⸗ 
ſtraße, nach Schließung ſeines Geſchäfts⸗Lokales, in ſeine Wohnung und 
fand Gattin, Kinder und Dienſtleute im bewußtloſen Zuſtande. — Schnelle 


Hilfe rettete dieſelben, welche wahrſcheinlich durch Kohlengas in dieſen ge⸗ 
fährlichen Zuſtand verſetzt worden waren. 

In der Nacht von Montag zum Dinstag, etwa um die 12. Stunde 
hörten die Anwohner am Holzplatze plötzlich einen durchdringenden Hilſeruf. 
Er ſchien von der Ohle herzukommen, und war beim Paſſiren der Eisfläche 
derſelben ein Mann eingebrochen, indem er in eine Wuhne bineingerathen. 
Als man zu ſeiner Rettung herbeieilte, fand man ihn bis an den Oberkörper im 
Waſſer ſtecken und ſchon halb erſtarrt. In dem Verunglückten, den man nur 
mit Mühe wieder zu ſich brachte, wurde der auf der Margarethengaſſe woh⸗ 
nende Tagearbeiter Sch. erkannt. 

Heute in aller Frühe fiel ein ſehr frecher Diebſtahl vor. Eine Frauens⸗ 
perſon entwendete aus dem Zimmer eines einzelnen Herrn, während dieſer 
noch im Schlummer lag, goldene Uhr und gefüllte Geldbörſe und ergriff die 
Flucht damit. Das Geräuſch der von der Diebin eiligſt geſchloſſenen Thüre 
weckte den Beſtohlenen indeß auf und da er Ubr und Börſe ſofort vermißte, 
eilte er trotz feiner leichten Nachtbekleidung der Frauensperſon nach. Obgleich 
dieſe nur wenige Augenblicke Vorſprung batte, fo gelang es ihm doch nicht 
mehr, fie einzuholen, und zitternd vor Kälte mußte er unverrichteter Sache 
wieder in ſeine Wohnung zurückkehren. 

— Wie der Hr. Landrath Freiherr v. Seherr-Thoß im 
glazer Kreisblatt bekannt gemacht, hat ſich die Rinderpeſt in Böh⸗ 
men bereits ſehr der Grenze genähert und ſoll, dem Vernehmen nach, 


ſogar in Nachod ausgebrochen ſein. 

n e Der heutige um 11 Uhr Vormittag fällige 
erſte Perſonenzug aus Poſen reſp. Stargard iſt wieder um eine Stunde 
ausgeblieben und kam erſt nach 12 Uhr Mittags an. Es war übrigens nur 
ein von Poſen abgelaſſener Lokalzug, da der Zug aus Stargard heute 
Früh noch gar nicht in Poſen angekommen ſein ſoll. Zwiſchen Samter 
und Poſen bedecken bedeutende Schneemaſſen die Bahn und hindern 
den Verkehr. Der geſtern Nachmittag um 5 Uhr von hier abgelaſſene ſtar⸗ 
garder Perſonenzug iſt in dieſer Gegend im Schnee ſtecken geblieben und 
konnte nur mit großer Mühe und längerem Zeitverluſt wieder flott ge⸗ 
macht werden. N 


SS Schweidnitz, 7. Jan. S n e de Der Handwer⸗ 
kerverein hielt geſtern ſeine erſte Sitzung im neuen Jahr. — Das hieſige 
Schwurgericht, zu deſſen Bezirk jetzt nur die Kreiſe Reichenbach, Schweidnitz 
und Waldenburg gehören, während der Kreis Landeshut, der früher demſel⸗ 
ben zugehörte, nun einem anderen Bezirke zugeſchlagen iſt, beginnt ſeine erſte 
Sitzung für das neue Jahr in nächſter Woche. — Bei der im vorigen Monat 
vorgenommenen Volkszählung belief ſich die Zahl der Civilperſonen, 
welche in unſerer Stadt leben, auf 13,295, und zwar 6,066 mänvliche und 
7,229 weibliche. Nach dem religidbſen Glauben und Bekenntniß ſcheidet ſich 
die ſtädtiſche Bevölkerung in 8,840 Evangeliſche, 4,170 Katholiken, 94 Diſſi⸗ 
Peso und 191 Juden. — Almoſen empfingen aus Communalmitteln 692 
Perſonen. 


2 Kanth, 7. Jan. Die Verfügungen der Schulaufſichtsbehörden, auch 
in den niederen Schulen den Unterricht in weiblichen Handarbeiten einzu⸗ 
führen, treten in unſerer Didcefe der Verwirklichung immer näher. So 
können wir von hier berichten, daß Frau Superintendent Biehler im Ver⸗ 
ein mit Frau Cantor Rauſch noch in dieſer Woche die erſten Unterrichts⸗ 
ſtunden ertheilen, in Groß⸗Peterwitz von Fräulein v. Schulzendorf 
und Frau Paſtor Lau bereits der Unterricht eingerichtet worden iſt. 


=0= Strehlen, 7. Jan. Gegen die hieſige Stadtverordneten⸗Er⸗ 
gänzungs⸗, reſp. Erſatzwahl iſt bei der königl. Regierung Proteſt erhoben 
worden; die Einführung der neugewählten Mitglieder bleibt daher bis nach 
Entſcheidung dieſes Proteſtes verſchoben und befinden wir uns alſo bis da⸗ 
hin in einem Interimiſtikum, das ſich dem Wohle unſerer ſtädtiſchen Ange⸗ 
legenheiten nicht weniger als förderlich erweiſen dürfte. Ohnedies leidet, 
was wir ſchon mehrmals hervorgehoben haben, das Intereſſe des Publi⸗ 
kums an dem Communalweſen und dieſes letztere ſelbſt entſchieden durch die 
Art, wie die Sitzungen der Stadtverordneten hier angeordnet werden. Die 
Anberaumung der Sitzungen iſt nämlich lediglich dem Ermeſſen des Stadt⸗ 
verordneten⸗Vorſtehers anheimgeſtellt und ſo geſchieht es, daß bisweilen erſt 
nach 5—6 Wochen eine Sitzung ſtattfindet, in welcher wegen 
der Menge der Vorlagen den einzelnen und wichtigen nicht die 
nöthige Sorgſamkeit bei der Beſprechung gewidmet werden 
kann. Es wäre endlich an der Zeit, daß den Wünſchen des Publikums in 
Bezug auf periodiſch regelmäßige Abhaltung der Sitzungen Rechnung 
getragen und daß die wichtigſten Gegenſtände der Berathung zuvor im hie⸗ 
ſigen Stadtblatte bekannt gemacht würden. — Ein hieſiger Huſar will eine 
Erbſchaft im Betrage von 70 Thalern mit der Poſt an einen Verwandten 
zur Aufbewahrung ſchicken. Der Verpackung des Geldes unkundig, bittet er 
einen Bekannten, dies Geſchäft in ſeiner Gegenwart zu übernehmen. Wäh⸗ 
rend des Verſiegelns verliſcht zufällig das Licht. Es wird wieder angeſteckt, 
der Brief vorſchriftsmäßig beſorgt und an ſeine Adreſſe befördert. Der 
Adreſſat offnet ihn vor Zeugen und findet nichts darin, als — leere Stücke 
Papier. Nach längerer Obſervirung iſt jener Bekannte als Damnifikant er⸗ 
mittelt und zur Haft gebracht worden. Dem Vernehmen nach hat er ver⸗ 
ſucht, ſich zu entleiben. Im vergangenen Jahre ſind mehrere Rittergüter 
im biefigen Kreiſe zu hohen Preiſen verkauft worden. Aus fernen Gegen⸗ 


kreuzenden Schicksalen der vier Genoſſen, deren Wahlſprüche weit da: [Verzeichniss der werthvollen Sammlung medieinischer Bücher aus dem Nach- tn der Sylveſternacht um Breslau gefallenen Meteor: oder Paſſatſtaub 


von entfernt find, ſich ſiegreich zu bewähren, entrollen ſich nun wech⸗ 
ſelnde, meiſtens mit lebendigen Farben geſchilderte Lebensbilder. Der 
ſtolze Vanhulſten, der feinen Willen gegen das anſcheinend Unmoͤgliche 
mit Energie durchzuſetzen ſucht, geht an dem gewaltſamen Widerſtand 
der von ihm heraufbeſchworenen feindſeligen Mächte zu Grunde. In 
einem böhmiſchen Bade verliebt er ſich in eine ruſſiſche Prinzeſſin, eine 
Liebesepiſode, die mit ſehr feurigem Colorit und in ſpannender Weiſe 
dargeſtellt iſt. Er entführt die Prinzeſſin, heirathet fie, kann aber 
weder in der neuen, noch in der alten Welt, in die er zurückkehrt, den 
Verfolgungen der ruſſiſchen Familie entgehen, obgleich er ſich, wie 
Dornröschen in feiner Hecke, in ein rings umwachtes Schloß vergra: 
ben. Seine Frau erliegt den Anſtrengungen, die nöthig waren, um 
den Spähern und Rächern zu entgehen; Vanhulſten ſelbſt fällt von 
der Hand des ruſſiſchen Grafen, dem er die Geliebte entführt hatte. 
So vermag das trotzige: „ich will“ kein ruhiges Lebensglück, keine 
innere Befriedigung zu gewähren. Das Schickſal nimmt den Hand⸗ 
ſchuh auf, der ihm hingeworfen wird, und bricht den Willen, den es 
nicht zu beugen vermag. Der Vagabonde Adams, dem „Alles 
einerlei iſt“, mit ſeinem kecken Künſtlerhumor, findet zwar keine Hei⸗ 
math für ſein Herz, trotz eines Anlaufes, den er einmal nimmt, aber 
er findet einen reichen Vater zugleich mit einer fo böfen und bigotten 
Stiefmutter und Stieſſchweſter, daß er es vorzieht, wieder das Weite 
zu ſuchen. Er kommt zuletzt in einer kleinen Stadt an, wo er ſeine 
Freunde Bernhard und Schwanhöfer findet. Bernhard iſt 
der Lieblingsheld des Verfaſſers; die Erzählung: „die Alpenroſe“, in 
welcher Bernhard ſelbſt ſeine Begegnung mit Dora, ſeiner ſpäteren 
Gattin, ſchildert, gehört zu den anmuthigſten Partien des Romans. 
Sehr ausführlich malt uns Roſen die Lehreridylle mit ihren kleinen 
Leiden und Freuden, mit ihrer Geldmiſere, mit all ihren unerfüllten 
Hoffnungen, denn Bernhard wird, gerade als er anfängt, ſich mit Er⸗ 
folg der Schriftſtellerei zu widmen, von einer abzehrenden Krankheit 
dahingeraſſt. Schwanhöfer hat eine Heirath aus „Spekulation“ 
geſchloſſen, aber ſich damit, wie mit ſeinen Geſchäften, „verſpekulirt“. 
Seine Frau läßt ſich von einem pietiſtiſchen Schulrath verführen. Einen 
verſöhnenden Abſchluß führt doch zuletzt noch der Maler Adams her⸗ 
bei, der die ganze bedeutende Erbſchaft, die ihm von ſeinem Vater zu⸗ 
gekommen, der Wittwe Bernhard's zum Geſchenk macht. Die zweite 
Hälfte des Romans iſt reich an Reflexionen jeder Art, an Satyren auf 
die Kleinſtädterei, auf den Pietismus, an politiſchen und pädagogiſchen 
Betrachtungen. Im Ganzen bewahrt der Roman von Anfang bis zu 
nde eine ruhige und verſtändige Haltung, der auch keineswegs der 
poetiſche Anflug fehlt. Er iſt reich an anſprechenden Naturſchilderun⸗ 
den und Lebensbildern und in einzelnen Partien an ſpannenden Ver⸗ 
wickelungen, wenn auch die Löſung bisweilen zu plötzlich und gewalt⸗ 
ſam eintritt. Jedenfalls darf er als eine gediegene Unterhaltungs⸗Lek⸗ 
ure dem Publikum empfohlen werden. Rudolph Gottſchall. 


lasse des Herrn Sanitätsrath Dr. Fl. Bannerth, erstem Badearzt zu Landeck, welche 
am 15. Januar und die folgenden Tage, Nachmittags von 3—6 Uhr, in Breslau im 
Saale zum blauen Hirsch, versteigert werden. Ausgegeben durch die Schletter'sche 


buchhandlung (il. Skutsch) in Breslau] Dieſen Katalog anzuzeigen und her⸗[ſchleſiſchen Hauptſtadt ſtammte. 


dahin zu widerlegen, daß jener Staub eine ganz lokale Erſcheinung 
geweſen, und nicht aus ſuͤdlichen Breiten, ſondern aus der Nähe der 
Dieſes durchaus nicht ſeltene 


vorzubeben, finde ich mich deshalb berufen, weil er ein ehrendes Zeugniß Phänomen, über deſſen Bedeutung wir durch Ehrenbergs mikros⸗ 


von dem geiſtigen Streben eines verſtorbenen Freundes ablegt. Bannerth 
war Coätan von mir auf der Univerſität. Das trifft in eine Zeit, wo 
unſere Lehrer, wie ſie ſelbſt von Pietät für die Männer erfüllt waren, welche 
vor Ihnen der Wiſſenſchaft und Kunſt Großes und Bedeutendes geleiſtet, 


kopiſche Unterſuchungen ſchon längſt ausführliche Kenntniß erlangt 
haben, iſt auch um Ratibor, ja tief in Oeſterreich, und zwar 
mit denſelben Nebenumſtänden wie in Breslau beobachtet worden. 


ſo auch uns zur Beſcheidenheit und Demuth des Wiſſens erzogen haben. Einfache mikroskopiſche Unterſuchungen würden auch diesmal ſelbſt den 


Von der Univerſität hatte Bannerth den Wahlſpruch: „Prüfet Alles und 
das Gute behaltet“, mit in's praktiſche Leben genommen, und er hatte Kennt⸗ 
niſſe und Bildung genug auf der Hochſchule geſammelt, um ſich ein eigenes 
gründliches Urtheil über die neuen Erſcheinungen ver Literatur bilden zu 


Befangenſten überzeugt haben, daß der bezeichnete Staub nicht aus 
Dungtheilchen von inländiſchen Dominial- und Bauernfeldern, ſondern 
zum großen Theil aus Polygaſtren und Phytolitharien 


können. Das wußte ich, denn wir ſtanden in regem, freundſchaftlichem Ver: beſtand. 


kehr mit einander. Ich kannte das lebhafte und warme Intereſſe, das er 
für alle Bereicherungen der Neuzeit hatte, feine Verehrung für die Schöpfun⸗ 
gen der Vergangenheit, und ich war oft erſtaunt über ſeine große Beleſen⸗ 
heit. Nichtsdeſtoweniger bin ich jetzt von der Koſtbarkeit und Eleganz der 
Bücher überraſcht worden, welche ihm zur Unterhaltung und Freude der 
Muſemonate des Winters gedient hatten. Dazu gehört aber auch mehr als 
gewöhnliche Hingebung an die Wiſſenſchaft, um ſolche enorme Mittel aufzu⸗ 
wenden, wie ſie die Anſchaffung der vollſtändigſten Reihe der beſten Sam⸗ 
melwerke unſerer Zeit von Joh. Müller, Cannſtadt, Virchow u. A. for⸗ 
dert. Neben dieſen Reperkorien und den gediegenſten Zeitſchriften finden ſich 
aus ollen Gebieten der wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Medicin die beiten 
und ausgezeichnetſten Leiſtungen der letzten dreißig Jahre hier vereinigt. Wir 


Für uns iſt dieſes intereſſante Phänomen eine Beſtätigung der 
Theorie von der Circulation der Atmoſphäre. Jene feinen 
Subſtanzen werden von den untern Pafjatitrömungen der ſüdlichen 


Hemiſphäre zur Calmenregion getragen, dort mit dem aufſteigenden 


Luftſtrome in die Höhe geführt und kommen auf der noͤrdlichen Erd⸗ 
hälfte mit dem oberen Südweſt-Paſſat wieder herab. 
Ratibor, den 7. Januar 1862. Porske, Lehrer. 


Büdingen, 3. Jan. Der beſetzte Jagdwagen des Fürſten zu Yſn⸗ 


können es ohne Anſtand ausſprechen, eine Sammlung wie dieſe, in der fi |burg und Büdingen ijt geſtern Abend auf dem Rückwege aus dem nahe ge⸗ 
nicht ein einziges Buch findet, das nicht von bleibendem Werthe wäre, ge⸗legenan herrſchaftlichen Thiergarten hierher in Folge des Scheuwerdens der 


hört zu den größten Seltenheiten, ſelbſt in Univerſitätsſtädten und in der Pferde von einem hohen 


Damme, über welchen der Weg führt, in die Tiefe 


Kapitale des Reichs. Die Provinzialſtadt Landeck kann ſtolz ſein, einen fo heruntergeſtürzt, wobei der Prinz, welcher ſich in dem Wagen befand, fo 


gebildeten Arzt beſeſſen zu haben. Davidſon. 


Die ſogen annten Meteorftaubfälle zeigen ſich keineswegs blos 


im Winter und bei Südwinden, ſondern auch im Sommer bei jedem 


Winde, wenn lange trockene Witterung geweſen. Das Aufwirbeln des Stau⸗ 
bes und das ſcheinbare Bilden von graugelblichen Wolken iſt eine den Land⸗ 
leuten überall bekannte Sache. Daß ſolche Einſtaubereien auf großen Flä⸗ 
chen ftattfinden können, wenn die Witterungsverhältniſſe in einem weiten 
Ländergebiet dieſelben waren (wie im bisherigen Winter), ift leicht möglich; 


aber dabei bleibt es dennoch unmöglich, daß der deutſche, ungariſche oder die in mediziniſchen Kreiſen Aufſehen erregt. 


bedeutend verletzt wurde, daß er ſchon in der verfloſſenen Nacht verſchied. 
Vier andere Perſonen wurden weniger bedeutend verletzt. Dem Fürſten 
war es mit einigen wenigen Perſonen gelungen, ſich der großen Gefahr 
noch zeitig durch einen Sprung aus dem Wagen zu entziehen. Der verun⸗ 
lückte Prinz iſt der zweite Sohn des Prinzen Ferdinand zu Solms⸗Hohen⸗ 
olms⸗Lich und war kaum 21 Jahre alt. (Fr. Pit.) 


Aus Leeds wird über eine chirurgiſche Operation Bericht abgeſtattet, 
Chirurgus Nuneley daſelbſt 


polniſche Staub aus der Wüſte Sahara komme, weil bei der bekannten At: bat nämlich einem im beſten Mannesalter ſtehenden Patienten ſeine mit 


kraktionskraft des Waſſers, das ungeheure Becken des Mittelmeeres den Sa- Krebs behaftete Zunge vollſtändig erſtirpirt. 


Dieſe gefährliche Operation 


haraſand, wenn er wirklich bis an's Meer getrieben werden könnte, fallen | hat mehrere Tage in Anſpruch genommen und iſt vollkommen gelungen. 
machen müßte. — Da ich vor länger als einem Menſchenalter das Thema Der Patient ißt obne Beſchwerde und mit gutem Appetit, was aber auffal⸗ 
vollſtändig beſprochen, will ich nicht wiederholen und bemerke Hrn. C. nur, lender iſt, er ſpricht ziemlich deutlich, wenn auch langſam, nur die Ausſprache 
daß bei Naturerſcheinungen, deren Beobachtungen dem Großſtädter uns der Buchſtaben k, g und t macht ihm kaum zu überwindende Schwierigkeiten. 


moglich ſind, die Landleute immer als die beſten Zeugen über der⸗ 
gleichen auffällige Vorkommniſſe erſcheinen und daher keineswegs ſo ver⸗ 
ächtlich find, wie Herr C. zu glauben ſcheint. So z. B. haben die Bauern 
im Amte Weppen die bis jetzt vernünftigſte Erklärung über den ſogenann⸗ 
ten Höhenrauch, welcher ſich in gewiſſen Jahreszeiten unter gewiſſen Winden 
zeigt, gegeben. — — Für diesmal genug über den Staub! Fr. 


Der Wahrheit die Ehre! Verſchiedene Zeitungen fahren fort zu 
ſchreiben: „Vereinigte Staaten von Nordamerika.“ Ware es nicht beſſer, 
die Wahrheit, wie man ſie jetzt in Norwegen ſchreibt, auch in Deutſchland 
zu ſagen und daher zu ſchreiben: „Un vereinigte Staaten von Nordame⸗ 

ita?“ — Daß das letztere das Richtige ſei, wird uns unſer ſoeben aus 


8 rika? 
[Der Meteorſtaubfall keine Idee, ſondern Thatſache.] Fordameriia zurüdgefehrter Landsmann, Hr. Dr, utr, jur, v. Schmakowsky, 
In Nr. 9 d. Z. verſucht Jemand den fachkundigen Bericht über einen |nächitens in einigen Vorleſungen darthun. Fr. M. 
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: pequirirt hat, liegt ſolche Vorausſetzung vor. Es werden Handlungen als 
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wahrſcheinlich von anhalt⸗bernburgiſchen Unterthanen — durch Anfertigung, 
Einſendung und demnächſt ihrem Willen gemäß durch Druck erfolgte Ver⸗ 
öffentlichung jener Aufſätze — begangen angenommen, welche ſowohl nach 
$ 101 des preußiſchen als nach dem damit gleichlautenden § 101 des bern⸗ 
burgiſchen Strafgeſetzbuchs ſtrafbar ſind. 

Es iſt aber, und zwar nicht bloß nach eröffneter förmlicher Unterſuchung, 

ſondern auch behufs der dazu erforderlichen vorläufigen Ermittelungen, bei 
einem Scrutinial⸗ oder Informativverfahren, jedermann, wo nicht ein ge⸗ 
ſetzlich ausgenommener Fall vorliegt (Criminalordnung $ 8, 313), verpflich⸗ 
tet, ſich über das, was in Beziehung auf eine ſtrafbare Handlung oder den 
Thäter ihm bekannt iſt, auf Erfordern des Richters als Zeuge vernehmen 
zu laſſen, und feine Ausſage zu beeidigen (Criminalordnung $ 7, 311, 312, 
332, 337). Einer jener Ausnahmefälle liegt hier nicht vor. Wenn nach 
$ 356 Nr. 8 der Criminalordnung zur Ablegung eines Zeugniſſes alle die: 
jenigen unfähig ſind, welche an dem Verbrechen, worüber ihr Zeugniß er⸗ 
fordert wird, oder an den daraus entſtandenen Vortheilen wiſſentlich mittel⸗ 
bar oder unmittelbar Theil genommen haben, ſo kann dieſe Beſtimmung 
nur da Platz greifen, wo entweder der zu Vernehmende bereits als Theil: 
nehmer verurtheilt, oder gegen ihn als Theilnehmer die Unterſuchung mit 
eröffnet, und hierdurch ſeine Theilnehmerſchaft ins Klare geſtellt iſt, oder 
doch gegen ihn nach der gegen einen andern gerichteten Anklage oder nach 
den in Folge derſelben hervor getretenen Umſtänden der begründete Verdacht 
der Theilnahme obwaltet. (Criminalordnung § 333, vergleiche auch $ 295, 
306, 307.) Es kann aber, um der nach den $S 7, 311 und 337 der Crimi⸗ 
nalordnung beſtehenden Verpflichtung überhoben zu ſein, nicht genügen, daß 
der zum Zeugniſſe Aufgeforderte — wie dies von Ihnen geſchieht — ſelbſt 
aufſtellt, er ſei event. als Theilnehmer der betreffenden Strafthat anzuſehen, 
da eine ſolche Aufſtellung dieſes ſein Schuldverhältniß feſtzuſtellen nicht ge⸗ 
eignet ſein würde, und nichts ihn abhalten könnte, bei einem demnächſtigen 
gegen ihn ſelbſt gerichteten Strafverfahren ſeine Theilnehmerſchaft zu beſtrei⸗ 
ten. Daraus, daß das Vorunterſuchungs⸗ reſp. Scrutinialverfahren, in wel: 
chem Ihre eidliche Vernehmung angeordnet worden iſt, Vergehen zum Ge⸗ 
genſtande hat, welche durch veröffentlichte Druckſchriften, namentlich durch 
die erwähnten Artikel der „Magdeburgiſchen Zeitung“ angeblich ſtrafbaren 
Inhalts, und zwar von Perſonen, gegen welche der § 101 des bernburgi⸗ 
chen Strafgeſetzbuchs anwendbar ſein würde, begangen ſein ſollen, folgt 
eventuell noch nicht eine Ihnen als Redakteur dieſer Zeitung zur Laſt fal⸗ 
lende Theilnahme an dieſen Vegehen. Denn nach § 34 des Preßgeſetzes 
vom 12. Mai 1851 ſind in Betreff der Betheiligung als Urbeber, Miturhe⸗ 
ber oder Theilnehmer an einem durch eine Druckſchrift begangenen Verbre⸗ 
chen oder Vergehen die allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätze maßgebend; 
nach dieſen würde aber eine Theilnahme des Redakteurs an dem durch Ver: 
öffentlihung eines Artikels ſtrafbaren Inhalts in feinem Blatte verübten 
Vergehen nur dann anzunehmen ſein, wenn er mit Kenntniß von ee 
Inhalte zur Veröffentlichung mitgewirkt hätte, und dies ſteht hier nicht feſt. 
Sie ſind deſſen auch nicht beſchuldigt worden. 
Soll ſodann zwar nach $ 37 des Preßgeſetzes der Redakteur eines kau⸗ 
tionspflichtigen Blattes wegen der in daſſelbe aufgenommenen Veröffentli⸗ 
chungen ſtrafbaren Inhalts ſtets auch dann einer Strafe unterliegen, wenn 
er nicht nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen ($ 34) als Urhe⸗ 
ber oder Theilnehmer ſtrafbar erſcheint, jo haben doch die §8§ 35—37 des 
Breßgeſetzes — weil, Inhalts der Redaktionsmaterialien, der Grundſatz des 
§ 34 nicht ausreichend erachtet wurde — nur eine mehr bloß formale, nicht 
durch Bekanntſchaft mit dem ſtrafbaren Inhalte einer Druckſchrift bedingte, 
Verantwortlichkeit der Verleger, Drucker und Redakteure beſtimmt, und daran 
Strafen geknüpft, die in den Redaktionsmaterialien als Polizei⸗ als Fahr⸗ 
läßigkeits⸗ oder als Ordnungsſtrafen, bezeichnet werden. Es iſt nament⸗ 
lich in dem Falle des § 37 das dem Redakteur zur Laſt fallende, an ſei⸗ 
ner präſumirten Fahrläßigkeit bei der erfolgten Aufnahme des Schrift⸗ 
ſtückes ſtrafbaren Inhalts beruhende Vergehen ein durchaus ſelbſtſtän⸗ 
diges, welches mit der doloſen Strafthat des Urhebers in feinem weiteren 
Zuſammenhange ſteht, ſo daß ſich in ſolchem Falle nicht ſagen läßt, daß der 
Redacteur an dem Verbrechen oder Vergehen des Urhebers mittelbar oder 
unmittelbar Theil genommen habe. Nur das kann in Fällen der vorlie⸗ 
genden Art der zum Zeugniſſe Aufgeforderte beanſpruchen, daß er nicht ge⸗ 
nöthigt werde, etwas ihn ſelbſt Belaſtendes auszuſagen, namentlich alſo 
ſolche Thatſachen zu bekunden, die ihn ſelbſt als Urheber oder Theilnehmer 
an der ſtrafbaren Handlung (im Sinne des § 34 des Strafgeſetzbuches und 
des § 34 des Preßgeſetzes) erſcheinen laſſen würden. In dieſer Beziehung 
iſt aber ſchon von dem Appellationsgerichte zu Magdeburg in der Verfügun 
vom 27. Juli d. J. angeordnet, daß Fönen bei Ihrer Vernehmung dieſerhalb 
ein Vorbehalt zu geſtatten fei. 

Ihre Beſchwerde wird hiernach zurückgewieſen. 

Berlin, den 21. November 1861, Königliches Obertribunal. 

ö Jaähnigen. 

Gegen dieſe Entſcheidung giebt es keine Appellation mehr, wohl 
aber fordert fie zu einigen Bemerkungen heraus. 1) Setzt das Ober: 
Tribunal voraus, daß ein ähnliches Verfahren, wie es die bernburgi— 
ſche Staatsanwaltſchaft gegen die Preſſe anwendet, auch in Preußen 
zuläſſig ſei, wovon uns nichts bekannt iſt. Wo preußiſche Redacteure 
von preußiſchen Gerichten zur zeugeneidlichen Ausſage angehalten ſind, 
hat es ſich um Amtsgeheimniſſe und nicht um angebliche Preßvergehen 
oder Verbrechen gehandelt. 2) Die Criminalordnung kommt bei der 
Entſcheidung des Ober-Tribunals zu ihrem Rechte, aber nicht das 
Preßgeſetz. 3) Die Grenze zwiſchen den Urhebern der ineriminirten 
Artikel und der ſchuldbaren Theilnehmerſchaft iſt ſo ſchwer zu definiren, 
daß ein Eid mit Vorbehalt, wie ihn das Appellationsgericht fordert, 
faſt unvermeidlich die Gefahr mit ſich führt, entweder ein Meineid zu 
werden oder den Redacteur zur Selbſtdenunciation zu treiben. 4) Das 
Ober⸗Tribunal ſetzt ein Verbrechen oder Vergehen voraus, das doch 
erſt durch den Akt der Veröffentlichung der in Anklageſtand verſetzten 
Artikel begangen ſein kann. Sind durch den Eidzwang erſt Verfaſſer 
zu den Artikeln ermittelt, ſo iſt es leicht, durch dieſe wieder Zeugniſſe 
über ſchuldbare Theilnehmerſchaft zu erhalten. (Magd. Z.) 


den an und des übrigen Deutſchlands haben einige intelligente Land⸗ 
wirthe ſich hier angeſtedelt und es iſt anzunehmen, daß der Preis der hie⸗ 
ſigen Güter ſeinen Kulminationspunkt noch lange nicht erreicht hat. — 
Durch den Zuzug mehrerer Familien vom Lande hat ſich der Mangel an 
bier Wohnungen hier recht fühlbar gemacht. Bauunternehmer würden 
ier demnach fruchtbaren Boden finden. In den Vorſtädien würde mancher 
ſchöne Bauplatz für nicht allzu hohen Preis zu baben fein. — Der Geſund⸗ 
heitszuſtand iſt in unſerer Gegend durchaus befriedigend. Die hieſige Pri⸗ 
vat⸗Kranken⸗Anſtalt hat im vergangenen Jahre 60 Kranke verpflegt. 


Ei. Glaz, 6. Jan. [(Zweckeſſen.] Geſtern Mittag hatte die freifinnige 
Partei der Sraficaft 915 ein Feſteſſen zu Ehren des ihr angehörigen Ab. 
. Kreisgerichtsdirector v. Hartmann zu Habelſchwerdt im daſigen 

aſthofe zu den „drei Karpfen“ veranſtaltet. Daſſelbe fand unter reger Be: 
theiligung ſtatt. Selbſt von dem Fuße der hohen Eule und des Schneebergs 
waren Geſinnungsgenoſſen herbeigekommen. Reden und Lieder verſchönten 
das Feſt. Unter erſteren zündete neben mehreren Anſprachen des Abgeord⸗ 
neten v. Hartmann namentlich eine Rede des einſt auch in Breslau als 
Vertheidiger rühmlich bekannten Kreisrichters Bodſtein, in welcher derſelbe 
das Feſt als die erſte n e r der liberalen Partei der Graf⸗ 
ſch a eee Erſt der ſpäte Abend trennte die Verſammelten. 
Die beiden Eindrücke hat ſicher jeder derſelben in ſeine Heimath mit ſich ge⸗ 
nommen, daß die liberale Partei bei der Wahl des Herrn v. Hartmann 
den rechten Mann erleſen und daß dieſelbe auch in der Grafſchaft Glaz 
eine Zukunft hat. 


SS Krappig, 6. Jan. [Geſellenverein. — Schützengilde] Am 
heutigen Tage feierte der hieſige katholiſche Geſellenverein, der unter der Lei⸗ 
tung ſeines Schöpfers, Herrn Kaplan Kudelko, in jeder Beziehung erfreu⸗ 
liche Fortſchritte macht, ſein erſtes Stiftungsfeſt, das am Abend mit einer 
recht brav durchgeführten Feſtvorſtellung: „Joſeph und feine Brüder“, wir: 
dig ſchloß und den lauten, ungetheilten Beifall des ſehr zahlreichen Publi⸗ 
kums erwarb. „Der Verein zählt jetzt 45 active und 20 Ehrenmitglieder. — 
Weniger erquicklich erſcheinen die Angelegenheiten des Schützenvereins. 
Die Commandeurſtelle, welche durch den Austritt des Kaufmanns Brett⸗ 
ſchn eider erledigt, iſt auf Beſchluß der heutigen Schützenverſammlung nur 
interimiſtiſch beſetzt, der Vorſtand dagegen definitiv ergänzt worden, wobei 
zu beklagen war, daß die Schützenmitglieder ſich nicht ſo zahlreich verſam⸗ 
melt hatten, als das Intereſſe für dies ehrwürdige, ſchöne, bürgerliche In⸗ 
a 50 14 ausgezeichnet durch ein königliches Geſchenk — wohl er⸗ 

e. 


=b= Gleiwitz, 7. Jan. [Gasbeleuchtung.] Wie Ihnen ſchon be⸗ 
kannt, haben wir ſeit ca. 4 Wochen Gasbeleuchtüng, welche ſich von 
Auß zu Tag in öffentlichen und privaten Lokalen weiter Bahn bricht. — 
Außer 141 ſtädtiſchen Laternen, welche theils auf geſchmackvollen gußeiſer⸗ 
nen Armen, theils auf zierlichen Kandelabern angebracht ſind, haben bereits 
einige 70 Häuſer ca. 500 Gasflammen eingerichtet. Fortwährend ſind noch 
jetzt drei Feldſchmieden beſchäftigt, ſo daß die Zahl ſämmtlicher Flammen 
noch innerhalb dieſes Winters die Höhe von 1000 erreichen wird. — Der 
Eifer und die Umſicht, mit welchem die Unternehmer dieſes umfangreiche 
Werk betrieben, kann überhaupt nur rühmend anerkannt werden, denn nur 
dadurch war es möglich, in dem kurzen Zeitraume von 5 bis 6 Monaten 
mit wenigen und größtentheils ungeübten Leuten außer der großartigen ſehr 
ſoliden Bauanlage mit 47½ Fuß weitem Gasbehälter, 32,000 laufende Fuß 
Gußröhren und ca. 10,000 Fuß Schmiederöhren zu legen und das ganze Werk 
in ſolch guter Betriebsfähigkeit herzuſtellen. — Wir können behaupten, vom 
Beginn der Betriebs⸗Eröffnung an ein fo ſchönes Gas gehabt zu haben, 
wie es nur in beſt beleuchteten Städten gegeben wird. — Um ſo bedauer⸗ 
licher iſt es, daß öffentliche Behörden, als: Poſt und Eiſenbahn bis jetzt die 
Gasbeleuchtung noch nicht einrichten ließen. — Aus welchen Gründen dies 
nicht geſchehen, wiſſen wir nicht, glauben aber, daß ein derartiges gemein⸗ 
nütziges Unternehmen, wie die hieſige Gasanſtalt von öffentlichen Behörden 
eher unterſtützt, als überjehen werden ſollte und daß eine etwaige allzu große 
Oekonomie hier nicht richtig angebracht ſein dürfte. — Das Publikum leidet 
hierunter in doppelter Beziehung, einmal, weil die weiten Wege nach und 
von der Eiſenbahn und Poſt, im Finſtern, alſo mindeſtens mit großer Un⸗ 
bequemlichkeit und Gefahr gemacht werden müſſen, dann aber auch, weil 
eine allgemeine Ermäßigung der Gaspreiſe nur dann erwartet werden 
kann, wenn der Conſum ſich ſo gehoben hat, daß das Unternehmen nicht 
grfäbrbet wird. — Wir können den uns laut gewordenen Grundſatz der 
unternehmer, Preisermäßigung nicht Einzelnen, ſondern ſobald der Conſum 
eine entſprechende Höhe erreicht hat, überhaupt die Verhaͤltniſſe es ge⸗ 
ſtatten, der Allgemeinheit zukommen zu laſſen, nur billigen, und wünſchen 
daher, daß Bolt und Eiſenbahn durch baldige Entſchließung zur Vergröße⸗ 
rung des Conſums beitragen möchten. 


Notizen aus der Provinz.) Görlitz. Hier exiſtirt nur noch 
ein Lokal, in welchem täglich Beiträge für die deutſche Flotte geſam⸗ 
melt werden, dies iſt, wie das „Tageblatt“ meldet, die Brauerei zum Fel⸗ 
ſenkeller des Herrn Beſcherer. Dort iſt vor längerer Zeit durch eine kleine 
Geſellſchaft ein ſogenannter „Flotten⸗Tiſch“ etablirt worden, an welchem je⸗ 
der Theilnehmer für jedes Seidel Bier, was er genießt, ein Scherflein für 
die Flotte deponirt. 20 Thaler ſind ſchon früher dem hieſigen Magiſtrat 
als Sammlung überreicht worden, und jetzt ſind daſelbſt ſchon wiederum 
20 Thaler zuſammengekommen. 

+ Sagan. Wie unſer Wochenblatt berichtet, wurde am 2. Januar, 
in der Zeit zwiſchen 12 und 1 Uhr Mittags der von einer Beſuchsreiſe bei 
feinen Eltern in Grünberg zurückkehrende 15jährige Schloſſerlehrling Adolph 
Illmer aus Sagan in dem Walde zwiſchen Kunzendorf und Kottwitz 
hieſigen Kreiſes von einem anſcheinend gut gekleideten, einen Torniſter auf 
dem Rücken tragenden, von Kottwitz herkommenden, ihm fremden Men⸗ 
ſchen angefallen und ſeiner Baarſchaft von 1 Thlr. 14 Sgr. in einem Por⸗ 
temonnaie unter Drohungen gewaltſam beraubt, empfing jedoch das Porte⸗ 
monnaie mit 1 Sgr. von dem Räuber mit dem Bemerken zurück, daß er, 
der p. Illmer, damit nach Sagan kommen könne. Der Unbekannte nahm 
darauf ſeinen Weg nach Rohrwieſe zu und hat bis jetzt, trotz angeſtellter 
Ermittelungen, noch nicht aufgegriffen werden können. Derſelbe war von 
Statur groß und ſtark, trug einen blonden, ſtarken Backenbart, war einige 
40 Jahre alt, trug einen ſchwarzen Flauſchrock, eine runde Pelzmütze, graue 
Sommerhoſen und lange Stiefeln. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 

Magdeburg, 6. Jan. [Eine Entſcheidung des Ober: 
Tribunals.] In Nr. 252 der „Magd. Ztg,“ vom vorigen Jahre 
wurde ein Fall mitgetheilt, in welchem der verantwortliche Redakteur 
dieſes Blattes auf bernburgiſche Requiſition durch Zeugeneid angehalten 
werden ſollte, die Verfaſſer mehrerer Artikel über Bernburg namhaft 
zu machen. Nachdem das Stadt- und Kreisgericht auf Weigerung des 
Redakteurs der Requiſition keine weitere Folge gegeben, drohte das Ap⸗ 
pellationsgericht mit den geſetzlichen Zwangsmaßregeln vorzugehen; die 
hiernach bei dem königl. Obertribunal geführte Beſchwerde iſt für den 
Redakteur abſchläglich ausgefallen. Der Fall iſt ſeiner Zeit von der 
Preſſe mehrfach berückſichtigt, und die Obertribunalsentſcheidung für 
dieſelbe von ſolcher Wichtigkeit, daß wir ſie nachſtehend in ihrem Wort⸗ 
laute wiedergeben: 

Die von Ihnen unterm 20. Oktober d. J. angebrachte Beſchwerde über 
die von dem Criminalſenate des dortigen Appellationsgerichts in der Vor⸗ 
unterſuchung gegen Bieler und Genoſſen zur Bernburg durch die Verfügung 
vom 27. Inli d. J. getroffene Anordnung kann nach erfolgter Erklärung 
der General⸗Staalsanwaltſchaft und nach ſtattgehabter Einſicht der Acten 
nicht für begründet erachtet werden. 5 . 

Nach der die gegenſeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe betreffenden Ueber⸗ 
einkunft vom 27. Sept. 1840 Artikel 1 und 42 haben die preußiſchen Ge: 
richte die Requiſitionen herzoglich anhaltbernburgiſcher Gerichte — und da⸗ 
her jetzt auch die in einem Scrutinialverfahren von der dortigen Staatsan⸗ 
waltſchaft geſtellten Anträge — wegen Vernehmung von Zeugen in derſel⸗ 
ben Weiſe, nach Maßgabe der dieſſeitigen Geſetze und Gerichtsverfaſſung zu 
erledigen, wie dies bei Requiſitionen reſp. Anträgen hieſiger Gerichte und 
Staats anwalte eintreten müßte. Vorausſetzung iſt dabei jür Strafrechtsſa⸗ 
chen allerdings die, wenigſtens wahrſcheinliche Exiſtenz eines Verbrechens 
oder Vergehens, überhaupt einer ſtrafbaren Handlung. Der bloß requirir⸗ 
ten Behörde ſteht jedoch, bei der in der Requiſition geſchehenen Annahme 
dieſer Vorausſetzung darüber eine Prüfung nicht zu. Für das Vorunterſu⸗ 
chungs⸗ und reſp. Scrutinialverfahren, in welchem, behufs der Ermittelung 
des Verfaſſers der in der „Magdeb. Ztg.“ Nr. 22, 27, 30 und 141 des 
Jahrganges 1861 abgedruckten Mittheilungen aus Bernburg, der Staatsan⸗ 
walt zu Bernburg bei dem Stadt⸗ und Kreisgerichte zu Magdeburg Ihre 
eidliche Vernehmung beantragt reſp. das Kreisgericht zu Bernburg um ſolche 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 

Leipzig, 5. Jan. Der Geſchäftsgang auf dermaliger Neujahrsmeſſe 
iſt dem flauen Charakter nicht untreu geworden, welcher für dieſelbe progno⸗ 
ſtieirt war. Es iſt jener der ſeit einiger Zeit im Handel herrſchenden Con: 
junctur, und da kein Ereigniß eingetreten iſt, das im Stande war, die all⸗ 
gemeine Stimmung zu ändern, ſo konnte natürlich keine Ausnahme von der 
Meſſe erwartet werden. Deshalb darf man aber noch nicht annehmen, oh 
die Meſſe ganz ohne beträchtliche Umſätze verlaufen ſei. Dieſe haben ſelb 
in Tuchwaaren ſtattgefunden, obgleich der Markt damit überführt war und 
trotzdem, daß einzelne Tuchverkäufer in Wahrheit werden behaupten können, 
kein Stück abgeſetzt zu haben. Die a des Abſatzes nach Amerika wird 
freilich am bitterſten empfunden. Selbſt für Newyork beſtellte Ganztuche, 
meiſt blau von Farbe, ſind wegen Ueberfüllung des dortigen Markts refuſirt 
worden und erſchienen in großen Poſten am Platze. Die Preiſe derſelben, 
welche infolge ſtarker Frage auf der letzten Meſſe in Frankſurt a/ O. um einige 
Groſchen die Elle angezogen hatten, gingen nicht nur um dieſen Avance, ſondern 
noch mehr zurück; deſſenungeachtet ward davon nur wenig, meiſt für die Le⸗ 
vante, aus dem Markte genommen. Beſſer ging es mit Dreiviertel- und Halb: 
tuchen; dieſe und namenklich Halbtuche ſind ſtark gekauft worden und wur⸗ 
den dafür im allgemeinen Michaelismeßpreiſe erlangt. Auch billige Bukskins, 
wie namentlich Spremberg liefert, gingen in großen Poſten hauptſächlich für 
Italien ab, ſo daß die Lager der beſſern Fabrikanten dieſes Artikels ſtark 
gelichtet wurden. Obgleich der Markt wenig Schönes und Neues davon 
darbot, iſt doch mehrfach 1—2 Gr. über Preiſe in Frankfurt a. d. O. er⸗ 
zielt worden. Forſter Winter-Bukskins find auch nicht unbeträchtlich, 
aber nur zu gedrückten Preiſen, abgegangen. Für feinere Qualitäten und 
für. Rockſtoffe iſt die Neujahrsmeſſe in der Regel kein Markt; fie blieben 
auch diesmal vernachläßigt. Vorzugsweiſe thätig waren deutſche und hol⸗ 
ländiſche Groſſiſten und Käufer für Italien. Der Bedarf der Heinen deut: 
ſchen Kundſchaft war, wie um dieſe Zeit gewöhnlich, nur gering, Die an⸗ 
weſenden Käufer für Amerika blieben angeſichts der nahen Entſcheidung über 
den Ausgang des Conflikts mit England ganz aus dem Markte, ungeachtet 
Bedarf für mehrere Artikel vorhanden iſt. Wie gewöhnlich in unbefriedigten 
Meſſen hört man auch diesmal einen Theil der Schuld äußern Umſtänden 
zuſchreiben und den einen beginnt die Neujahrmeſſe etwas zu zeitig, andere 
wiſſen ſogar von einfallenden jüdiſchen Feiertagen, welche das Geſchäft ge: 
jtört haben ſollen. Allein es giebt in dieſer Zeit außer dem 1 er 
Sabbat gar keine jüdiſchen Feiertage. Die Schuld des ſchleppenden Ge⸗ 
ſchäftsganges iſt einzig der Conjunctur oder mit andern Worten den Ver: 
hältniſſen und den Einflüſſen auf die Handelswelt zuzuſchreiben, durch welche 
die Conjunctur bedingt wird. (Leipz. Z.) 


+ Breslau, 8. Jan. [Börſe.] Die Börſe war geſchäftslos bei unver⸗ 
änderten Courſen. National⸗Anleihe 58% —58, Credit 63% Geld, wiener 
Währung 71% bezahlt. Von Eiſenbahnaktien waren Neiſſe⸗Brieger ſehr ge: 
ſucht und wurden bis 51 bezahlt. Fonds feſt. 

Breslau, 8. Januar. [Amtlicher Produkten⸗Börſenbericht.] 
Kleeſaat, rothe, bei belangreichen Umſätzen etwas höher, ordinäre 9% 
bis 10% Thlr., mittle 10½— 11, Thlr., feine 12—12% Thlr., hochfeine 
13 —13 , Thlr. Kleeſaat, weiße, unverändert, ordinäre 10—13 Thlr., 
mittle 14 —16½ Thlr., feine 18 —19½ Thlr., hochfeine 214 —22% Thlr. 

Roggen (pr. 2000 Pfund) naher Termin beſſer; pr. Januar und Januar⸗ 
Februar 45 1 — . Thlr. bezahlt, Februar⸗März 45% Thlr. Br., März⸗April 
46 Thlr. Br., April⸗Mai 46-46% Thlr. bezahlt, Mai⸗Juni 46% Thlr. Br. 

Hafer pr. Mai⸗Juni 22% Thlr. Old. 

Rübbl! ſtill; loco 12 Thlr. bezahlt, pr. Januar und Januar⸗Februar 
12 Thlr. Br., Februar⸗März 12% Thlr. Br., März⸗April 12% Thlr. Br., 
April⸗Mai 12% Thlr. Br. c 

Kartoffel⸗Spiritus etwas matter; loco 16% Thlr. Gld., pr. Januar 
und Januar⸗Februar 17%, Thlr. bezahlt und Br., Februar⸗März 17% Thlr. 
Gld., März⸗April — —, April⸗Mai 17% Thlr. bezahlt und Br. 

Zink unverändert. Die Börſen⸗Commiſſion. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 8. Jan. Oberpegel: 13 F. 2 8. Unterpegel: 1 F. — 3. 
Eisſtand. 
Eiſenbahn⸗Zeitung. 

Die Geſammt⸗Einnahmen der Eiſenbahnen im vereinigten Königreich 
während des abgelaufenen Jahres betrugen, auf 10,811 fertigen Bahnmei⸗ 
len 28,263,347 Pfd. Sterl.; im Jahre 1860 auf 10,273 Bahnmeilen: 
27,576,783 Pfd. St. Die dem Verkehr übergebenen Bahnſtrecken haben ſo⸗ 
mit um 538 Meilen, und die Einnahmen um 686,591 Pfd. St. zugenom⸗ 
men, während die Zunahme im Jahre 1860: 2,000,666 Pfd. St. und im 
Jahre 1859: 1,812,353 Pfd. St. betragen hatten. Wenn dieſes Jahr hin⸗ 
ter den beiden vorhergehenden zurückgeblieben iſt, liegt der Grund davon 
ſichtbar in dem durch die amerikaniſchen Wirren ſtockenden Verkehr, denn 
der Ausfall zeigt ſich am auffälligſten bei jenen Bahnen, welche die Fabrik⸗ 
bezirke durchkreuzen. — Auch die Ausweiſe über die während des verfloſſe⸗ 
nen Jahres aus Liverpool ſtattgefundene Auswanderung liegen bereits vor 
uns. Sie war ſehr ſchwach, und hatten ſich daſelbſt im Ganzen 55,029 Per⸗ 
ſonen (um 28,754 weniger als in 1860) nach den Vereinigten Staaten, 
britiſch Amerika, Auſtralien, Afrika u. ſ. w. eingeſchifft. Den Umſtänden 
entſprechend hatte die Auswanderung nach den Vereinigten Staaten ab», 
die nach Auſtralien zugenommen; am ſtärkſten war aus denſelben Gründen 
die Rückeinwanderung aus den Vereinigten Staaten, ſie umfaßte 23,138 Per⸗ 
ſonen, gegen 16,166 im Jahre 1860. 


Vorträge und Vereine. 

A Breslau, 8. Jan. [Der Verein gegen das Branntwein⸗ 
trinken] hielt am vergangenen Sonntage ſeine erſte Monatsverſammlung 
wie gewöhnlich im Prüfungsſgale des Eliſabetans. Herr Eccleſiaſt Kutta, 
der langjährige und unverdroſſene Leiter des Vereins, begrüßte die Mit⸗ 
glieder. Nachdem der Redner, auf das Epiphania⸗Feſt bezugnehmend, über 
deſſen Urſprung wie auch über die Namen der heiligen 3 Könige: Caspar, 
Melchior und Balthaſar eine kurze und erläuternde Erklärung gegeben 
hatte, machte er gelegentlich noch intereſſante Mittheilungen aus dem Gebiete 
der äußeren Miſſion. Nächſtdem wirkt der Verein auch noch durch ein eige⸗ 
nes Organ, den „Volksfreund“, ein Monatsblatt, welches im Verlage der 
Dülſer'ſchen Buchhandlung erſcheint und von Herrn Eccleſiaſt Kutta redi⸗ 
girt wird. Daſſelbe bringt in ſeiner erſten Nr. d. Z. eine kurze Mittheilung 
über den Erfinder des Branntweins, Raimundo Lullo iſt ſein Name, ein 
gelehrter und verdienſtvoller Mann, deſſen beſondere Luſt es war, ſich mit 
der Chemie oder der Scheidekunſt u. a. Naturwiſſenſchaften zu beſchäftigen. 
Derſelbe lebte vor 600 Jahren auf der baleariſchen Inſel Majorka in der 
Hauptſtadt Palma c. 


§ [Wandelungen in und Wanderungen durch Breslau] be 
titelte ſich ein Vortrag, den Hr. Baurath Studt in der geſtrigen Männer⸗ 
verſammlung der conſtitutionellen Bürger⸗Reſſource hielt, und in dem er 
mit kundigem Blick ſowohl die Fortſchritte in der äußeren Geſtaltung unfrer 
Stadt als die noch wünſchenswerthen Verbeſſerungen muſterte. Selbſt der 
ältere Theil zeichnet ſich, wie der Redner im Eingange hervorhob, vortheil⸗ 
haft aus durch feinen großartigen Ring, die Regelmäßigkeit der einmünden⸗ 
den Straßen und des übrigen Straßennetzes. Dabei waltet keine Einför⸗ 
migkeit, die vielmehr durch die Kirchen und öffentlichen Gebäude unter⸗ 
brochen wird. Weniger war und iſt bis jetzt für die Aufnahme und Be⸗ 
rüdfichtigung der Nivellements⸗Verhältniſſe geſchehen. Die erſte 
bedeutende Umgeſtaltung der Stadt ging vor ſich, als das urſprüngliche 
Weichbild über die Ohlau hinausgerückt wurde; die zweite wichtige Epoche 
begann mit dem Aufhören der Feſtung (1807) und der * des 
gewonnenen Terrains an die ſtädtiſchen Behörden. Beidemale wurde Vie⸗ 
les zur planmäßigen Verſchönerung Breslau’s verſäumt. Nachdem endlich 
durch die langjährige Thätigkeit des Hrn. Prof. Sadebeck ein Stadtplan 
im großen Maßſtabe, wonach ſich der künftige Bebauungsplan zu richten 
bat, angefertigt iſt, dürften grobe Fehler nicht mehr vorkommen. Zu wün⸗ 
ſchen bleibt, daß durch Vervielfältigung des Planes eine wohlthätige Specu⸗ 
lation gefördert werde. Nach dieſer Seite würde die mehrfach angeregte, 
aber leider ſtets geſcheiterte gemeinnützige Baugeſellſchaft ſehr vor⸗ 
theilbaft wirken. Unſere Stadt hat nachgerade Ueberfluß an hohen ſtolzen 
Gebäuden, kleinere, getrennt liegende Häuſer mit Gärten End 
jetzt ein Bedürfniß, weil mehr wohnlich und der Geſundbeit zuträglicher, als 
jene über Nacht emporwachſenden rieſenhohen Speculationsbauten an den 
Landſtraßen, zumal an der für die Errichtung von Villen jo vorzüglich ge⸗ 
eigneten Kleinburger Chaufjee. — Daß Breslau feinen Rang als zweite 
Hauptſtadt der Monarchie würdig behauptet und auf dem beſten Wege iſt, 
eine Großſtadt zu werden, hat es u. A. bei den im verfloſſenen Jahre ſtatt⸗ 
gehabten bedeutenden Feſtlichkeiten, der Univerſitätsjubelfeier, und dem Ein⸗ 
zuge Ihrer Majeſtäten, bewieſen, woran jeder, der dieſe Ereigniſſe mit durch⸗ 
lebt, ein freundliches Bild der Erinnerung bewahren wird. Hierauf eröffnete 
der Redner eine Reihe der ſchönſten Perſpecttven in die Zukunft, der eine 
Menge der zweckmäßigſten Verbeſſerungen und verſchönernder Metamor⸗ 
phoſen vorbehalten ſei. Dahin rechnete er die Umgeſtaltung der Gar⸗ 
tenſtraße nach Art der Straße „Unter den Linden“ in Berlin, die 
theilweiſe Kanaliſirung oder Ueberbrückung des Stadtgrabens 
und der Ohlau, die Erweiterung des W des Königsplatzes und 
des Kaiſerthors, die Anlage eiſerner Brücken über die Oder, die 
Herſtellung einer Verbindung zwiſchen der Nicolaivorſtadt u. dem Bür⸗ 
gerwerder, reſp. der Odervorſtadt, die Errichtung von „Paſſagen“ 
an Stelle des Eiſen- und Leinwandkrams auf dem Ringe, Beſeiti⸗ 
gung der Buden ꝛc. Bei Gelegenheit des Hinweiſes auf die fortſchrei⸗ 
tende Pflaſterung mit Granitplatten und behauenen Steinen gab der 
Vortragende anheim, zu erwägen, ob für die Sicherheit der Paſſage auf den 
Trottoirs im Winter eine dünne Schneeſchicht nicht zweckentſprechender wäre, als 
das Beſtreuen mit Sand, welchen der Wind nur zu bald hinwegträgt. An 
den mit allgemeinem Beifall aufgenommenen Vortrag knüpften ſich verſchie⸗ 
dene Anfragen und Wünſche der Herren Bergrath Ur. Thiele und Conf.⸗ 
Rath Prof. Dr. Böhmer, letzterer äußerte ſich dahin, daß nächſt der äußern 
Phyſiognomie nun auch das ſociale Leben Breslau's zum Gegenſtande 
eines Vortrags gemacht würde. 
ä ů ů — r N nn 


Breslau, 4. Jan. [Perſonalien.] Schuladjv. Ferd. Wieczorek in Kun⸗ 


zendorf, als ſolcher nach Fer e Der ſeith. e erdi⸗ 
nand Blühm au Liebau als wirklicher III. Lehrer an der daſigen . ſchen 
Stadtpfarrſchule. 


Schulamts⸗Kandidat Julius ae in Rzetzitz als Adjv. 
nach Uſchütz, Kr. 1 Adjv, Joh. Pawlik in Uſchütz als ſolcher nach 
Sakrau, Kr. Koſel O S. div. Franz Dlugoſch in Richtersdorf als folder 
nach Brzenskowitz, Kr. Beuthen O. S. Schulamts⸗Kandidat Sean Slladny 
in Beuthen O. S. als Adjv. nach Richtersdorf, Kr. Gleiwitz. chulamts⸗ 
Kandidat Carl Walloſchek in Koske als Adjv. nach Baranowitz, Kr. Rybnik. 
Adjv. Adolph Rogier in Ob.⸗Kunzendorf als ſolcher nach Loncznik, Kr. Neu⸗ 
ſtadt O. S. Adjv. Nicolaus Paſtuſchyk in Loncznik als ſolcher nach Kunzen⸗ 
dorf, Kr. Kreuzburg. Der ſeith. Adjp. Julius Hunſcha zu Gr.⸗Pluſchnitz 
als Schullehrer, Organiſt und Küfter in Centawa, Kr. Gr.⸗Strehliz. Der 
ſeitb. Adjv. Joſ. Lindner zu Ernsdorf als Schullehrer, Organiſt, Küfter und 
Glöckner in Leutmannsdorf, Kr. Schweidnitz. Subſtitut Aug. Wels in Ob. 
Zieder als Lokal⸗Adjv. nach Ob.⸗Mois, Kr. Löwenberg. Der ſeith. Lehrer 
und Cantor Joſ. Slawyk in Poln. Wartenberg zum Rektor der katholiſchen. 
Stadtſchule in Schweidnitz. Der ſeith. Hilfslehrerr Franz Hampel in Ob.⸗ 


Peilau zum Schullehrer in Ernsdorf, Kr. Reichenbach. 


Mit einer Beilage. 


